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Türkei 


Todesfasten in Kandira F-Typ-Gefängnis 


Ein lesenswertes, entlarvendes Protokoll über die Vorgehensweise einer EU-Parlamentarierdelegation 


Daniel Cohn-Bendit besucht Sadi Özbolat, 
einen der Sprecher der DHKP-C-Gefange- 
nen, unangemeldet im F-Typ von Kandira. 
Danach tritt er u.a. im türkischen trt-Ka- 
nal auf und spricht davon, dass sich hinter 
den humanitären Forderungen der Gefan- 
genen in Wahrheit eine Ideologie verberge, 
die aus der „Steinzeit“ komme... 

Sadi Özbolat, seit 10 Jahren in Haft (bis 
zum 19.12.00 in Bayrampasa), ist einer der 
noch lebenden historischen Kader aus Dev- 
Sol (jetzt DHKP-C). In der Türkei wird er in 
den Medien auf der Skala der „schlimm- 
sten Feinde des Vaterlandes“ nach Abdul- 
lah Öcalan und Dursun Karatas als „Böse- 
wicht Nummer 3“ geführt und für alle nur 
erdenklichen Untaten hinter und vor den 
Mauern als Anstifter verantwortlich ge- 
macht ... der infodienst 


Wir veröffentlichen ein Protokoll von Sadi 
Ozbolat, dem Vertreter der DHKP-C Ge- 
fangenen. 


Anfang Juni kam es zwischen ihm und Eu- 


5 junge Globalisierungsgegner 
noch immer im Gefängnis 


Freilassung sofort! 
Proteste! 


5 junge Globalisierungsgegner sitzen seit 
dem EU-Gipfel am 15.Juni 2001 in Göteborg 
im Gefängnis. Sie hatten dort friedlich gegen 
den EU-Gipfel und die Auswirkungen der EU 
Politik in Europa demonstriert. Sie sind um 
die 20 Jahre alt. Einer von ihnen ist aktives 
IG-Medien/ver.di-Mitglied und Mitglied im 
IG-Medien Landesbezirks Jugendausschuss 
Berlin. Zwei weitere stammen ebenfalls aus 
dem Umfeld der Berliner Gewerkschaftsju- 
gend. 

Lange nach den Demonstrationen am Mor- 
gen wurden sie auf dem Rückweg zur Schul- 
turnhalle eines Gymnasiums, in dem sie un- 
tergebracht waren, von der Polizei grundlos 
verhaftet. Über 30 Polizisten griffen die fünf 


ropaparlamentariern sowie türkischen Re- 
gierungsvertretern zu einem „unangeneh- 
men“ Gespräch. 

Es ist aus vielerlei Gründen wichtig, eini- 


wahllos aus einer Gruppe von ca.20 jungen 
Leuten heraus, die allesamt mit jungen Ge- 
werkschaftern aus Berlin mit dem Bus ange- 
reist waren. 

Seitdem sitzen sie in Untersuchungshaft. 
Am 29.Juni ist der nächste Haftprüfungster- 
min. Landfriedensbruch wird ihnen vorge- 
worfen. Die von dieser Gruppe 
nach Berlin zurückgekehrten Ju- 
gendlichen versicherten jedoch, 
dass sie an Gewalttaten nicht be- 
teiligt waren und wie die Mehr- 
heit der Demonstranten friedlich 
demonstriert haben. 

Sie durften bis heute nicht te- 
lefonieren, nicht einmal mit 
ihren Eltern. Über die zugewie- 
senen Pflichtverteidiger wurde 
in Erfahrung gebracht, dass sie 
in 6 qm Zellen in Einzelhaft sit- 
zen. Die meisten haben keinen 
Hofgang, sondern verbringen 24 


ge Notizen vor dieses Protokoll zu setzen. 
e Sadi Özbolat schickte dieses Protokoll an 
das Rechtsbüro des Volkes, da dieses Ge- 
spräch,, sowohl in den türkischen als auch 
in den europäischen Medien einseitig und 
verzerrt erschien, wie z.B. in der TAZ, Hür- 
riyet ... 

e Das Protokoll widerlegt die Demagogie des 
Staates, es gäbe „Organisationsdruck“ auf 
die Gefangenen. Vor dem Hungerstreik und 
dem Todesfasten gab es monatelange Dis- 
kussionen unter den Gefangenen. Die Ge- 
fangenen führen ihre Aktion weiter fort, ob- 
wohl sie strengstens isoliert sind, einige von 
ihnen setzen ihr,en Todesfasten nach der 
Entlassung draußen fort. 

e „Das Zentrum des Terrors in der Türkei 
sind die Gefängnisse“, diese ei, 


und auch sonst keinerlei Kontakt zur Außen- 
welt. 

Dieses harte Durchgreifen lässt insgesamt 
befürchten, dass schwedische Politiker und 
die schwedische Justiz versuchen, diese jun- 
gen Leute für Vergehen abzustrafen, die sie 
nicht begangen haben. Offensichtlich wollen 


Stunden in der Zelle, dürfen kei- Wie in Berlin (Bild) fanden in vielen Städten Protestde- 
ne Zeitung lesen, kein Fernsehen monstrationen statt 


sie an ihnen ein Exempel statuieren und da- 
mit die gesamte - auch friedliche - Antiglo- 
balisierungsbewegung kriminalisieren. Ins- 
besondere besteht die Gefahr, dass kritische 
Gewerkschaftsmitglieder und andere, und die 
gegenüber der marktwirtschaftlichen Globa- 
lisierung kritisch sind, als Gewalttäter ge- 
brandmarkt und von der gewerkschaftlichen 
Bewegung isoliert werden. 

Wir rufen alle, insbesondere alle Gewerk- 
schafter dazu auf, gegen diese Inhaftierung 
zu protestieren und sich für die sofortige Frei- 
lassung einzusetzen. Helft mit, Druck aus- 
zuüben und zu verhindern, dass die Inhaf- 
tierten verurteilt werden. 

Wir schlagen vor, dass Ihr Resolutionen in 
Euren Gewerkschaftsgremien und -ver- 
sammlungen verabschiedet mit folgendem 
Inhalt: 
< Sofortige Freilassung aller inhaftierten 
Globalisierungsgegner Sofortige Freilassung 
der jungen Aktivisten aus dem Umfeld der 
Gewerkschaftsjugend Sofortige Freilassung 
des Vorstandsmitglieds der IG-Medien Ju- 
gend Berlin 
< Sofortige Aufhebung der Einzelhaft. Ih- 
nen soll die Möglichkeit eingeräumt werden, 
mit ihren Eltern, Anwälten ihrer Wahl und 
ihren Gewerkschaftskollegen Kontakt aufzu- 
nehmen. Gegen jede Einschränkung rechts- 
staatlicher Mindestanforderungen. 
< Für die Einsetzung einer unabhängigen 
Untersuchungskommission unter Beteili- 
gung schwedischer und deutscher Gewerk- 
schafter und des Europäischen Gewerk- 
schaftsbundes. 

Bitte schickt Protestresolutionen an folgen- 
de Adressen Solidaritätskomitee für die Frei- 
lassung der inhaftierten Göteborg-Demon- 
stranten. 

Ministry of Justice; Visitors’ address: Rosen- 
bad 4, Fax: + 46 8 20 27 34 

E-mail: registrator@justice.ministry.se 
Prime Minister's Office: Visitors’ address: 
Rosenbad 4, Fax: + 46 8 723 11 71, E-mail: 
registrator@primeminister.ministry.se 
Schwedische Botschaft Berlin: Fax: 030 
50506789,E-Mail: 
ambassaden.berlin@foreign.ministry.se 


Solidarität mit den 
Gefangenen in Göteborg 


Bei den Gegenprotesten zum EU-Gipfel in 
Göteborg wurden mehr als 7 deutsche 
GlobalisierungsgegnerInnen festgenom- 
men. Sie sitzen noch immer in Haft. 

Ihnen drohen hohe Strafen. Angeklagt sind 
sie, aber gemeint sind wir alle! | 
Für Anwaltskosten, Reisekosten und 
materielle Unterstützung der Gefangenen 
brauchen wir viel, viel Geld. 

Solidarität ist eine Waffe! 


Spendenkonto: 
Rote Hilfe e.V. 
Stichwort: Göteborg 
'Ktnr.: 7189590600 
BLZ: 100 200 00 
Berliner Bank 


Kontakt: Göteborg, c/o Nico Roth, Pf.: 770344, 
13003 Berlin, fon: 0173/ 1 07 06 26 


Eine Kopie bitte an gbgsolidarity@aol.com 


Feindbild Globa- 
lisierungsgegner 


Ein Gespenst geht um in Europa; das Ge- 
spenst der Globalisierungsgegner. Die Politi- 
ker werden zunehmend nervös. Seit zwei Jah- 
ren wird jeder Politikergipfel von massen- 
haften Protesten begleitet. Nach den massi- 
ven Unruhen im schwedischen Göteborg sol- 
len neue Gesetze und Bestimmungen den 
Protesten Grenzen setzen. Im Vorfeld des 
Welt-Economic-Forums Anfang Juli in Salz- 
burg und des Weltwirtschaftsgipfels in Ge- 
nua Mitte Juli werden schon massive Grenz- 
kontrollen und Absperrungen ganzer Städte 
angekündigt. 

Schon im Vorfeld des EU-Gipfels in Schwe- 
den hat der Bundesnachrichtendienst Infor- 
mationen über Demoteilnehmer gesammelt 
und einen Verbindungsmann nach Göteborg 


entsandt, wie das Bundesinnenministerium 
mittlerweile bestätigte. 

Der deutsche Innenminister Otto Schily übt 
sich dabei als Vorreiter und Hardliner. Nach 
dem Vorbild der Maßnahmen gegen gewalt- 
tätige Fußball-Hooligan sollen künftig auch 
gegen Globalisierungsgegner Passvermerke 
und Reiseverbote ausgesprochen werden. 
Schon in Göteborg hat Bundeskanzler Schrö- 
der die Globalisierungsgegner als „Verbre- 
cher“ bezeichnet, die mit „der ganzen Härte 
des Gesetzes“ zu rechnen hätten. Die Geset- 
zesverschärfungen sollen nach Schilys Vor- 
stellungen bei einem europaweiten Treffen 
von Innenministern und Sicherheitsberatern 
im Juli festgeklopft werden. Damit würde ein 
Gremium wieder aufleben, das schon in den 
80er-Jahren die europaweite Marschrichtung 
gegen Hausbesetzer, politische Gefangene 
und soziale Bewegungen vorgab. Damals wa- 
ren diese Konferenzen unter dem Namen 
TREVI (Terrorismus und Gewalt) bekannt. 
Gegen die Gesetzesverschärfung im europäi- 
schen Maßstab plant ein Bündnis linker 
Gruppe eine bundesweite Demonstration in 
Berlin. Besonders empört sind sie über den 
Einsatz von Schusswaffen durch die schwe- 


dische Polizei. 

„Erbedeutet eine neue Qualität in der staat- 

lichen Unterdrückung politischer Opposition 
und der Entdemokratisierung EU-Europas. 
Diese Eskalation des Repressionsapparates, 
der den Mord an Demonstran- 
ten zumindest billigend in Kauf 
nimmt, wird von den Herr- 
schenden EU-Europas ge- 
deckt“, heißt es im Aufrufsent- 
| wurf. 
Í Auf der Demonstration soll 
auch die Solidarität mit den 
Festgenommen ausgedrückt 
Æ werden. Unter den über 90 
= noch Inhaftierten befinden sich 
; auch 11 Demonstranten aus 
Deutschland. Dazu gehören 
| auch fünf junge Demonstran- 
| ten aus Berlin und Umgebung. 
Alle sitzen in Einzelhaft. Bisher 
durften sie keine Telefonate 
führen. Auch ein Anwalt ihres 
Vertrauens wird ihnen verwei- 
gert, berichtet die Freundin eines der Betrof- 
fenen gegenüber jW. Nach ihren Angaben 
sind auch die Festnahmegründe völlig un- 
klar. Die jungen Berliner seien ins Visier der 
Polizei geraten, nachdem sie Polizeiaktionen 
fotografiert hatten. 

Inzwischen wird schon für die nächsten 
Protestevents mobil gemacht. Im Vorfeld des 
Welt-Economic-Forums Anfang Juli in Salz- 
burg und des Weltwirtschaftsgipfels in Ge- 
nua Mitte Juli werden schon massive Grenz- 
kontroilen und Absperrungen ganzer Städte 
angekündigt. 

Peter Nowak 


Fortsetzung von Seite 1 
Das Protokoll ... 


belegt den Druck und die Mitverantwortung 
der USA und Europas auf das türkische Re- 
gime, endlich die letzten Gefangenen-Kol- 
lektive Europas zu zerschlagen. 

e Daniel Cohn-Bendit war als Grüner Mit- 
glied dieser europäischen Delegation. Er 
rühmt sich, Menschen vom revolutionären 
Handeln abgehalten zu haben, d.h. er inte- 
grierte diverse linksradikale, feministische, 
pazifistische Gruppen zusammen mit dem 
Außenminister J. Fischer in die grüne 
Kriegspartei. Er unterstützte die über 20 
Jahre andauernde Flucht des heutigen 
Kronzeugen H.J. Klein aus den Revolu- 
tionären Zellen (RZ) mit Hilfe von Geheim- 
diensten und drohte gleichzeitig, Namen 
von Militanten an die Polizei weiterzuge- 
ben. 

Sein Part ist also seit über 25 Jahren, mit 
seinem Image als Ex-Militanter jegliches 
Leben in Selbstbestimmung und Freiheit mit 
allen politischen, polizeilichen und mi- 
litärischen Mitteln (Krieg gegen Jugoslawi- 
en) zu bekämpfen, um die Friedhofsruhe im 
Inneren zu garantieren, die eine Vorausset- 
zung für ein expansives Deutschland und 
Europa ist. 

Hamburg, den 20.06.2001, IKM, Izolasyon 
Iskencesine Karsi Mücadele Komitesi 
Komitee gegen Isolationshaft, Comitee for 
Struggle against Torture through Isolation, 
tel/ fax: 00 49 / 40 / 28053625 , Kreuzweg 
12 - 20099 Hamburg 


Das Protokoll 


DANIEL CoHN-BENDIT: Wie wird das Todes- 
fasten enden? Gibt es eine Änderung bei eu- 
ren Forderungen? Was sind eure Forderun- 
gen? Wir möchten auch deine persönliche 
Meinung hören ... 

Sapı OzBoLar: Es ist falsch, meine persönli- 
che Meinung zu bekunden, um repräsenta- 
tiv zu sein, muss erst einmal ein Treffen mit 
allen Gefangenen-VertreterInnen stattfin- 
den. Ohne das Zusammenkommen mit den 
anderen VertrerInnen kann ich Ihnen die 
Frage bezüglich der Forderungen nicht be- 
antworten. Ihr seid gekommen, ohne Be- 
scheid zu sagen. So geht es nicht. Als erstes 
müsst ihr uns mitteilen, dass ihr kommen 
wollt, und mir muss die Gelegenheit gege- 
ben werden, vorher mit den anderen Ver- 
treterInnen zu reden, und dann können wir 
als VertreterInnen der Gefangenen mit euch 
sprechen. Unter diesen Bedingungen werde 
ich spontan keine Forderungen benennen. 
Bei so einer bedeutenden Angelegenheit ist 
Voraussetzung, dass alle Gefangenen-Ver- 
treterInnen zusammenkommen, um Ihnen 
dann die Forderungen innerhalb von einer 
Stunde schriftlich mitzuteilen. 

DANIEL CoHN-BENDIT: Wenn die Gefange- 
nen-VertrerInnen zusammenkommen, wer- 
den sich denn dann die Forderungen lo- 
ckern? 

Sapı OZBoLAt: Wenn sogar das Zusammen- 


kommen der Gefangenen-VertreterInnen 
für euch als ein Problem darstellt, wie soll 
man dann zu einer Lösung kommen? Es gibt 
keine Abstriche bei den Forderungen, sie 
kann es auch nicht geben. Es kann nur zur 
einer Lösung kommen, wenn es zu einer 
Verhandlung zwischen den VertreterInnen 
des Justizministeriums und der Gefange- 
nen-VertrerInnen kommt. 

DANIEL COHN-BENDIT: Wer sind denn die Ver- 
treterInnen, die zusammenkommen sollen? 
Sapı ÖzeoLat: Bringt uns erst einmal zu- 
sammen, lasst uns beraten, und wir werden 
euch die VertreterInnen mitteilen. 

(Die anwesende Delegation erklärt, dass 
sie keine Kompetenz hat, die VertreterInnen 
zusammenzubringen.) 

DANIEL CoHN-BENDIT: Zwischen euch und 
dem Ministerium gibt es ein Dialogproblem. 
Würdet ihr uns als Vermittler akzeptieren? 


Sadi Özbolat vor einigen Jahren 


Sani ÖzBoLat: Diese Frage kann ich erst be- 
antworten, wenn wir mit den anderen Ver- 
treterInnen zusammen kommen. Das Wich- 
tigste meiner Meinung nach ist, dass dieje- 
nigen, die mit uns verhandeln werden, im 
Namen des Staates reden dürfen. Das Pro- 
blem seid nicht ihr als Vermittler, sondern 
ist die Tatsache, ob ihr im Namen des Ju- 
stizministeriums sprechen könnt. Außer- 
dem muss auch unbedingt ein Vertreter des 
Ministerium als Beobachter dabei sein. Ich 
kann euch aber eine verbindliche Antwort 
erst dann geben, wenn wir als VertreterIn- 
nen zusammenkommen. 

DANIEL CoHN-BENDIT: Wenn die Verhand- 
lungen beginnen würden und einen be- 
stimmten Punkt erreichen, könntest du dir 
dann vorstellen als ein Zeichen des guten 
Willens, mit dem Todesfasten für eine Zeit 
auszusetzen? Sogar Staaten, die sich im 
Krieg befinden, lassen als Zeichen der Ver- 
handlungsbereitschaft die Waffen schwei- 
gen. 

Sani ÖzsoLar: Wir werden unter keiner Be- 


dingung eine Pause bei dem Todesfasten 
einlegen. Wenn der Staat zugibt, dass sie ei- 
nen Krieg gegen uns führt, muss er es öf- 
fentlich erklären und unseren juristischen 
Status neu regeln. Nach der durchgeführten 
Operation, dem Massaker, den Dutzenden 
Gefallenen und den Verkrüppelten können 
wir dem Staat nicht mehr entgegenkommen. 
In Bayrampasa wurden unsere Freundinnen 
bei lebendigem Leibe verbrannt. 

DANIEL CoHN-BENDIT: Bei den Verhandlun- 
gen muss gegenseitiges Entgegenkommen 
vorliegen. 

Sani OZBoLAT: Anstatt über die Lockerung 
bei den Forderungen zu reden, sollten über 
unsere gerechten, legitimen und demokra- 
tischen Forderungen diskutiert werden. 
Wenn unsere Forderungen gerecht und de- 
mokratisch sind, so ist es unsinnig, einen 
Nachlass zu verlangen. Über unsere Forde- 
. rung „Aufhebung der Staatssicher- 
-~ heitsgerichte“ sollten keine Demago- 
gien fortgesetzt werden, denn breite 
Kreise wünschen sich ebenfalls die 
Schließung der Staatssicherheitsge- 
richte. Das Vorgehen in den F-Typen, 
die Operation vom 19. Dezember und 
das Massaker, die Toten während des 
Todesfastens, die Verkrüppelungen 
nach der Zwangsernährung, dafür 
verantwortlich sind die USA, die EU 
und der IWF. Es ist auch offenkundig, 
dass die Einführung der F-Typen in 
der Türkei in Zusammenarbeit mit 
den USA und den EU-Staaten ent- 
standen ist. Die USA hat in ihrem 
„Terrorismus-Bericht von 1998“ an- 
gegeben, dass „das Zentrum des Ter- 
rors in der Türkei die Gefängnisse“ 
sind. Die Türkei hat bei ihrem Mit- 
gliedsantrag für die EU als ersten 
‘ Punkt „die Abschaffung der großen 
. Gemeinschaftszellen“ und unter dem 
Namen „Übergang zu modernen 
Haftanstalten“ die Einführung der F- 
Typ Gefängnisse „vorgeschlagen“. Im 
Endeffekt ist den F-Typ Gefängnissen und 
dem § 16 (Anti-Terror) zugestimmt worden. 
Die Propagierung der F-Typen und der Be- 
ginn der Bauarbeiten ist parallel mit der Ver- 
öffentlichung des USA „Terrorismus-Be- 
richt“ und den EU-Vorschriften erfolgt. 
DANIEL CoHN-BENDIT: Wir sind nicht hier, um 
über den Imperialismus zu diskutieren. Das 
Todesfasten wird doch nicht erst dann auf- 
hören, wenn der Imperialismus beseitigt ist. 
EIN ANDERER AUS DER DELEGATION: Wir haben 
uns die Situation im Bayrampasa-Gefäng- 
nis angeguckt. In den Gemeinschaftszellen 
haben die Mafia-Angehörigen die Herr- 
schaft. Die anderen Gefangenen klagen über 
ihre Situation. 

Sani OZBoLar: In unseren Zellen gab es so et- 
was nicht. Warum sind denn ausgerechnet 
wir in diese Gefängnisse verlegt worden? 
Nach Ihren Beobachtungen hätte man doch 
die Mafia-Angehörigen hierher verlegen 
müssen. 

EIN ANDERER AUS DER DELEGATION: Der Staat 
behauptet, dass die Organisation einen 
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Druck auf die Gefangenen ausübt. Wir tei- 
len diese Einschätzung auch. 

Sapı ÖzsoLAat: Das ist ein sehr naiver und 
lächerlicher Vorwurf. Die Menschen sind 
jetzt total isoliert, durch Zwangsernährung 
sind sie verkrüppelt worden und viele sind 
gefallen, aber der Widerstand hat sich ver- 
größert und wird weiter geführt. Kein Or- 
ganisationsdruck kann die Menschen in den 
Tod schicken. 

(Daniel Cohn-Bendit greift in die Diskussi- 
on ein und beendet sie.) 

EIN VERTRETER DES MINISTERIUMS: Lasst uns 
sachlich reden. Eure Forderungen ändern 
sich andauernd. Aus Brüssel kommen stän- 
dig E-Mails bezüglich der Änderung eurer 
Forderungen. 

Sani ÖzsoLat: Als wir mit dem Todesfasten 
anfingen, haben wir unsere Forderungen 
schriftlich mitgeteilt. Unsere Forderungen 
haben sich nicht geändert. 

EIN VERTRETER DES MINISTERIUMS: Aus Brüs- 
sel bekommen wir DHKC-Erklärungen, sind 
diese denn nicht verbindlich für euch? Wer 
regiert die Organisation? 

Sani ÖzBotat: Ich spreche hier nicht im Na- 
men der Organisation, sondern im Namen 
der Gefangenen. Ich bin einer der An- 
sprechpersonen für die Gefangenen im Wi- 
derstand. 

DANIEL CoHN-BENDIT: Ist die DHKC in Brüs- 
sel für euch nicht verbindlich? 

Sapi ÖzsoLar: : Dieser Widerstand und der 
Kampf betreffen das ganze Volk. Drinnen 
und draußen, TAYAD und andere Institu- 
tionen sind ein Teil dieses Widerstandes. Je- 
der hat ein Recht, über den Widerstand zu 
sprechen. Die DHKC in Brüssel wird niemals 
sagen, „kommt und lasst uns verhandeln“. 
DANIEL CoHN-BENDIT: Wer trifft die Ent- 
scheidungen? Die Gefangenen? 

SADI ÖZBOLAT: Es sind Entscheidungen, 
die von allen Gefangenen getroffen werden. 
EIN VERTRETER DES MINISTERIUMS: Guck mal, 
ich bin ein Jurist, dein Vater ist doch auch 
ein Jurist ... 

SADI ÖZBOLAT: Sag mir deinen Namen. 
EIN VERTRETER DES MINISTERIUMS: Ich möch- 
te nicht meinen Namen sagen. 

SADI ÖZBOLAT: Ich möchte dann auch 
nicht mit dir sprechen, Mister X. 

EIN VERTRETER DES MINISTERIUMS: Lasst uns 
versuchen, eine Genehmigung beim Justiz- 
ministeriums zu holen, damit die Gefange- 
nen-Vertreter zusammenkommen können. 
Sabi OZBoLAT: So eine Forderung haben wir 
nicht. Diese ist nur für die Beantwortung 
eurer Fragen erforderlich. Außerdem, wenn 
ihr noch mal kommt, so sagt vorher Be- 
scheid. Wir müssen auch untereinander be- 
raten. 

EIN ANDERER AUS DER DELEGATION: Warum 
bist du denn eigentlich alleine? Ist das dein 
eigener Wunsch? Oder weil deine Freunde 
dich nicht haben wollen? Oder hat der Staat 
dich alleine hierher gesteckt? 

Sapı ÖzBoLAat: Was meinst du, warum wir 
Widerstand leisten? 

(Hier hat das Gespräch aufgehört und die 
Delegation ist herausgegangen) 
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aus der Türkei 


Am Dienstag, 2 mmi dem; 250. Tag des 
Todesfastens, ist die Gefangene Asyune . Si 
Bordergan in einem Istanbuler Kranken- 
: ee diesich firdie a 
_fangenen engagieren. Insgesamt wurden 
‚drei Männer und eine Frau inhaftiert. Die 
‚männlichen Jugendichen sind in ein F- 


haus gestorben. 


- ‚Bereits vorher war Ugor Türkmen . : 
storben. Er war aus dem Knast entlassen 
‚und führte den Streik draußen weiter fort. _ 
Veli Günes: ist am 240. Tag des Todesfa- = 
-sitzt im Kartan-Gefängnis. = = 
Insgesamt sind bis heute, den 251. Tag nn 
des Todesfastens, 56 Gefangene und an 


stens gestorben, 


gehörigen gefallen. 


-30 Gefangene sind aus gesundheitlichen 


Gründen entlassen worden. 


Eine e sechste Todesfastengruppe a sich | 


Letzte | Nachrichten — 


gebildet. DEE RRIS o 
Seht 2. Wochen Paden i in uden m 


a hien Istanbuls Kundgebungen für die Ge- : 
i fangenen. statt. Die Polizei hat daraufhin 
ses Stadtviertel belagert d h. die Straßen 


Typ-Gefängnis überführt worden. Die Frau . 


Weitere Repression gegen Zen: ; 


Die bürgerliche Zeitung Radikal darf we- 
= gen ihrer kritischen Berichterstattung i fünf 
Tage keine Werbung veröffentlichen. Die 
linke Zeitung EVRENSEL darf Fünf r mere 

| nicht erscheinen. o | 


Wie ist die Situation der Gefangenen? 
Interview mit Irgan Evcil 


In Berlin begann am Montag (18.6.) eine 
europaweite Protestkarawane gegen die 
Einführung die Isolationshaft in der Türkei. 
Irgan Evcil ist Sprecher des Solidaritätsko- 
mitees mit den Gefangenen in der Türkei 


Was ist das Ziel Ihrer Protestkarawane? 
Die Karawane begann in Berlin und wird in 
den nächsten Wochen durch Holland, Frank- 
reich, Österreich und die Schweiz ziehen. Wir 
werden in allen Ländern zu den Parlamenten 
gehen und ein Dossier über die Situation der 
Gefangenen in der Türkei überreichen. Wir 
fordern die Parlamentarier zur Stellungnah- 
me auf. 


Wie ist die aktuelle Situation der Gefange- 
nen? 

Die Kampffront der Gefangenen gegen die 
Isolationsknäste hat sich verstärkt. In der 
letzten Woche haben sich weitere 100 Ge- 


fangene dem Todesfasten angeschlossen, so 
dass zur Zeit etwa 400 Gefangene an diesem 
Kampf beteiligt sind. Drei Angehörige haben 
in Istanbul auch außerhalb der Gefängnisse 
mit dem Todesfasten begonnen. Derzeit be- 
finden sich also rund 2000 Menschen im 
Hungerstreik. Es gibt eine Erklärung von elf 
kämpfenden Organisationen, in denen die 
Forderungen vom Beginn des Todesfastens 
noch einmal bekräftigt werden: die Abschaf- 
fung des 3er-Protokolls, mit dem die Zusam- 
menarbeit zwischen drei Ministerien etabliert 
wird, die Abschaffung des Staatsgerichtshofs 
und der Ausnahmegesetze. Außerdem wird 
die Veränderung der Isolationszellen gefor- 
dert. Die besondere Qualität dieser Erklärung 
ist ihre organisatorische Breite. Sie wird auch 
von Organisationen getragen, die sich erst 
nach dem Massaker an Gefangenen im De- 
zember dem Todesfasten angeschlossen ha- 
ben. Auch die Gefangenen der Revolu- 


Viele Hungerstreikende sind vom Tode gezeichnet. Die türkische Regierung zahlt jeden 
Preis, um die Isolationshaft durchzusetzen. Die Weltöffentlichkeit schweigt. 


tionären Linie der PKK unterstützen die Er- 
klärung. 


In der letzten Woche wurden 14 Gefangene 
freigelassen. Deutet das auf ein Entgegen- 
kommen des Staates hin? 

Die Freilassung kam sehr überraschend. Es 
handelt sich dabei um völlig unterschiedli- 
che Gefangene. Es gibt Menschen darunter, 
die mit dem Staat zusammengearbeitet ha- 
ben. Zwei Gefangene setzen draußen das To- 
desfasten fort. Dazu gehört auch Sevgi Erdo- 
gan, die nur noch 20 Kilo wiegt. Es ist aber 
kein Zugeständnis des Staates. Die An- 
gehörigen fordern nach wie vor die unver- 
zügliche, bedingungslose Freilassung aller 
kranken Gefangenen. 


Wie ist die gesundheitliche Situation der Ge- 
fangenen nach mehr als 240 Tagen ohne Nah- 
rung? 

Mehr als 50 Gefangene haben das Gedächt- 
nis verloren. Sie können sich nicht mal erin- 
nern, warum sie im Knast sind. Das ist auch 
eine Folge der Zwangsernährung, der die Ge- 
fangenen seit Wochen ausgesetzt sind. Sie 
kann den Tod allerdings nicht aufhalten. Das 
zeigt der gefallene DHKP-C-Gefangene Veli 
Gunes, der am Samstag am 240. Tag des To- 
desfastens gestorben ist. Er wurde mehr als 
40 Tage zwangsernährt und hatte sich immer 
wieder dagegen gewehrt. Zum Schluss konn- 
te er keine Flüssigkeit mehr aufnehmen. 


Kürzlich hat der grüne Europa-Abgeordnete 
Daniel Cohn-Bendit einige Gefangene be- 
sucht. Was war das Ergebnis? 

Cohn-Bendit hat sich als Vermittler angebo- 
ten und gemeinsam mit zwei weiteren Euro- 
paparlamentariern die Gefängnisse besucht. 
In diesem Zusammenhang hatte er auch ein 
zweistündiges Gespräch mit dem üefange- 
nenvertreter und DHKP-C-Mitglied Sadi Öz- 
polat. Der wies noch einmal darauf hin, dass 
die USA schon 1990 in den türkischen Ge- 
fängnissen das Zentrum des Terrorismus aus- 
gemacht haben und die Politik der Isolation 
ein Projekt der USA und der EU sei. Cohn- 
Bendit brach das Gespräch mit der Bemer- 
kung ab, dass er nicht gekommen sei, um über 
den US-Imperialismus zu diskutieren. 


Hat der Besuch von Cohn-Bendit Bewegung 
in die festgefahrenen Fronten zwischen Ge- 
Jangenen und türkischem Staat gebracht? 
Nein. Für die Gefangenen haben solche Ge- 
spräche auch keine Bedeutung. Sie erklärten 
nach wie vor, dass sie erst dann mit dem Staat 
verhandeln werden, wenn die Isolationshaft 
aufgehoben wird. 

Interview: Peter Nowak, junge Welt, 20.6. 


Mehr als 250 Tage 


Todesfasten 


Seit dem 20. Oktober haben bisher 56 Ge- 
fangene und Angehörige bei dem Todesfa- 
stenwiderstand ihr Leben verloren, weitere 50 
Gefangene wurden infolge der Zwangs- 


ernährung und bewusst falscher medizini- 
scher Eingriffe zu lebenden Toten. Sie agie- 
ren nun wie kleine Kinder, erinnern sich nicht 
mehr an ihre eigene Vergangenheit, erken- 
nen nicht einmal ihre Familie, behalten auch 
neue Informationen nicht mehr im Gedächt- 
nis, und Personen mit weißen Kitteln sind bö- 
se Menschen für sie. Zum Beispiel: 

e Ayhan Koc ... befindet sich im Staatskran- 
kenhaus von Edirne. Er ist zwangsernährt 
worden. Kann nicht auf den Füßen stehen, 
meint, er wäre 15 Jahre alt und dass er noch 
zur Schule geht. 

e Celal Gezer ... totaler Gedächtnisverlust, 
kann sich nur noch an den Zeitpunkt erin- 
nern, an dem er zwangsernährt wurde. „Die 
Personen, die weiße Kittel tragen, sind böse 
Menschen, ich gehe nicht zu ihnen ...“ 

e Yeliz Türkmen ... schlägt ihren Kopf gegen 
die Wand und will nicht wahrhaben, dass sie 
sich an nichts mehr erinnern kann. Obwohl 
ihr mehrere Male gesagt wurde, dass ihr Bru- 
der im Todesfasten gefallen ist, hat sie es am 
nächsten Tag wieder vergessen. 

e Ufuk Yenioca ... ebenfalls Gedächtnisver- 
lust. Kann nicht sprechen. 

e Özkan Güzel ... erkennt niemanden. Schaut 
minutenlang ins Leere, steht auf und geht aus 
der Besuchskabine, ohne etwas zu sagen. 

e Atilla Selcuk ... Gedächtnisverlust ... Fol- 
terspuren auf dem Rücken ... Die Soldaten ge- 
ben sich als seine Freunde aus und zwingen 
ihn dazu, mit der Hand das Zeichen der fa- 
schistischen MHP zu machen. 


Forderungen des 


Todesfastens 


- In ihrer Erklärung vom 14. Juni haben _ 
. die Gefangenen aus den Organisatio- _ 
. nen DHKP-C, TKP (ML), TKIP, TKP/ML, 
 MLKP, TIKB, MLSPB, TDP, DY, DH, 
- PKK/DCS ihre Forderungen wie folgt 
; modifiziert: 
: 1. Architektonische Veränderung in den 
: F-Typ-Gefängnissen, Schließung der _ 
: Einzel- und Dreierzellen und Gewähr- 
leistung, dass die Gefangenen bedin- 
_ gungslos zusammenleben können. 
2. Abschaffung des Anti-Terror-Geset- 
. zes $ 16 
3. Annullierung des Dreierprotokolls 
; 4. Bildung von Beobachterkommissio- _ 
nen, bestehend aus Anwalts- und Ärz- 
< tekammer, Architektenkammer, IHD, 
: TAYAD, TYAB und WächterInnen-Ge- 
 werkschaft 
5. Zusicherung über die spätere Ab- 
- schaffung der Staatssicherheitsgerichte 
6. Freilassung und Aussetzung. der Stra- 
- fe der kranken und verkrüppelten Ge- - 
: fangenen - 
7. Verurteilung der Folterer und Mör- 
: der, unter Beteiligung von zivilen und _ 
demokratischen Vereinen 


Internationale Solidarität 


Irische Ex-Gefungene unterstützen 
türkische Hungerstreikenden 


Eine Gruppe ehemaliger republikanischen 
Gefangenen bekundet Unterstützung für 
die Hungerstreikenden der revolutionären 
Gruppen in der Türkei. 


In Dublin wurde die Kampagnengruppe „So- 
lidarität mit den Hungerstreikenden in der 
Türkei“ gegründet, um über den anhaltenden 
Hungerstreik der politischen Gefangenen ge- 
gen die Einführung von Isolationsgefängnis- 
sen zu informieren. 

„Solidarität mit den Hungerstreikenden in 
der Türkei“ wird die Verletzung der Men- 
schenrechte in der Türkei und die Folter und 
Ermordung der Gefangenen durch die Regie- 
rung hervorheben. Am 20. Dezember letzten 
Jahres wurden 28 Gefangene getötet, einige 
sind lebendig verbrannt, als die türkische Ar- 
mee die Protestierenden in zwanzig Gefäng- 
nissen angriff und ein Massaker verursachte. 
Die Gruppe wird die Iren auffordern, die Tür- 
kei als Urlaubsort zu boykottieren und im Fal- 
le des weiteren Sterbens von Hungerstrei- 
kenden die türkische Botschaft zur Zielschei- 
be unseren Protests machen. (7.Juni 2001) 


Erklärung der ehemaligen 
republikanischen politischen 
Gefangenen Belfasts 


Im Jahr des zwanzigsten Jahrestags des Hun- 
gerstreiks von 1981 ist es ironisch, dass trotz 
der Lehre, die die Briten widerwillig, aber letz- 
ten Endes doch lernen musste, andere Regie- 
rungen entschlossen scheinen, die verhäng- 
nisvollen Fehler der Vergangenheit zu wie- 
derholen, wenn es um das Thema Gefäng- 
nisse geht. Die Strafrechtspolitik der türki- 
schen Regierung, welche den Tod von über 
50 Gefangenen und Angehörigen, inklusive 
vieler Hungerstreikenden, zufolge hat, ist im 
Wesentlichen die Erweiterung der Auffas- 
sung jener Regierung von einer türkischen 
Gesellschaft. Eine Auffassung, die in den Au- 
gen vieler nicht von Faschismus zu unter- 
scheiden ist. 

Mitglieder einer Delegation zur Unterstüt- 
zung der protestierenden Gefangenen und ih- 
rer Angehörigen, auch einige Angehörige 
sind im Solidaritätshungerstreik gestorben, 
die neulich in Irland waren, zeigten Ähn- 
lichkeiten nicht nur zwischen dem anhalten- 
den Hungerstreik in der Türkei und unseren 
eigenen Erfahrungen auf, sondern auch zwi- 
schen der Art der Bedingungen, die zu den 
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Gefängnisprotesten führten. 

Während der 1981er Ära bekamen wir in 
den H-Blocks viel Unterstützung von Soli- 
daritätsgruppen in der Türkei. Da der Staf- 
felstab des Widerstands gegen Repression an 
die Gefangenen in den türkischen Gefäng- 
nissen weitergegeben wurde, kann man sich 
darauf verlassen, dass wir, die die H-Blocks 
überstanden haben, unseren Unmut äußern 
und alle praktische Unterstützung anbieten 
werden. 

Die irischen Gefangene haben eine ehren- 
hafte Tradition des Widerstands gegen Re- 
pression. Während unserer Gefangenschaft 
identifizierten wir uns mit denjenigen Grup- 
pen in Nicaragua, El Salvador, Argentinien 
und Chile, die gegen Repression waren und 
sich nach Freiheit sehnten. Wir unterstützten 
die Südafrikaner in ihrem Kampf gegen die 
Apartheid. Obwohl wir nicht mehr in Ge- 
fängnis sind, setzen wir diese Tradition fort. 

Das Schweigen der Medien zur Notlage der 
türkischen Gefangenen ist ohrenbetäubend. 
Dies lässt sich überwiegend erklären durch 
die britische und us-amerikanische Unter- 
stützung für die Türkei bei ihrem Versuch, ei- 
ne Hauptrolle in der europäischen Gemein- 
schaft und in der NATO zu spielen. 

Als ehemalige republikanische Gefangene 
mit Erfahrungen in einem repressiven und 
brutalen Gefängnissystem werden wir in den 
kommenden Wochen und Monaten eine Rei- 
he von Veranstaltungen und Protesten orga- 
nisieren mit dem Ziel, die Situation in der 
Türkei in das öffentliche Rampenlicht zu 
bringen. Wir rufen alle ehemaligen Gefange- 
nen und interessierten Einzelpersonen und 
Gruppen auf, die Kampagne zur Beendung 
der anhaltenden staatlichen Mord an den po- 
litischen Gefangenen und ihren Angehörigen 
tatkräftig zu unterstützen. 

SUPPORT THE TURKISH HUNGER STRIKE! 
Unterstützt den Hungerstreik in der Türkei! 
(Unterzeichnet) Alex McCrory; Joe Austin; 
Micky Vallely; Robert Russell; Jim Crane; Jim 
Torney; Paul Finnegan; Robert Campbell; Rab 
Fryers; Sean Adams; Liam Stone; Paddy Mc- 
Cotter; Micky Fitzsimo 


Griechenland: Nikos Muziotis 
im Hungerstreik 


Der anarchistische Häftling Nikos Maziotis 
ist aus Solidarität mit den politischen Ge- 
fangenen aus der Türkei in Hungerstreik 
getreten. 


Hier Nikos Brief an die Öffentlichkeit: 
„Irotz des Todes fahren die inhaftierten 
türkischen und kurdischen Genossen fort 
mit ihrem Kampf gegen die neuen Isolati- 
onszellen. Während die kapitalistischen 
‚Demokratien’ des Westens, inklusive Grie- 
chenland, das erst kürzlich Antiterrorge- 
setze unter dem Druck der USA eingeführt 
hat, natürlich alle Komplizen der kriminel- 
len Taten des türkischen Staates sind, ha- 
ben zur gleichen Zeit revolutionäre Gefan- 
gene in ganz Europa ihre Solidarität mit den 
türkischen und kurdischen Genossen kund- 
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Die Elmshorner Initiative gegen Folter und 


Isolationszellen in der Türkei führte am 1./2. 


Juni eine 24-stündige Mahnwache durch und sammelte 190 Unterschriften für die Ab- 
schaffung der Isolationszellen. Siehe dazu unten die Solidaritätserklärung von ver.di 


getan, wie z.B. PCE(r) und GRAPO in Spa- 
nien, Action Directe in Frankreich und die 
Kämpfenden Kommunistische Zellen in 
Belgien. Sie wechseln sich gegenseitig für 
einige Tage im Hungerstreik ab, der vom 
April bis heute andauert. Nach dem 5-tä- 
gigen symbolischen Hungerstreik, den ich 
im Dezember 2000 durchgezogen habe, 
nehme ich dieses Mal zwischen dem 9. und 
13. Juni 2001 an der internationalen Be- 
wegung der Hungerstreikenden teil. Weil 
Knäste, Isolation, Folter, Antiterrorgesetze, 
Repression von allen Staaten und ihren Re- 
gierungen ausgeführt werden. Weil die Re- 
volte gegen den Staat, das Kapital und die 
Neue Ordnung gerecht ist. Weil Solidarität 
unsere Waffe ist.“ 

9. Juni 2001 

Nikos Maziotis, Koridallos Gefängnis, 
Athens, Griechenland 

ABC Luxemburg 


Solidarität von Gefangenen in Aachen 


An das Auswärtige Amt, Minister Fischer 
Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Mi- 
nister, 

Wie Sie und Ihre Behörde sicherlich wis- 
sen, befinden sich seit Oktober 2000 etwa 
1000 politische Gefangene in türkischen 
Strafanstalten im Hungerstreik. Diese Men- 
schen und ihre Angehörigen in Freiheit 
wählten diesen Weg des Protestes, weil sie 
verzweifelt sind und dies öffentlich kund- 
geben möchten. Sie sind ohne jegliche Un- 
terstützung. Die Haftbedingungen in der 
Türkei sind nach europäischen Maßstäben 
und nach Maßgabe der Menschenrechte 
untragbar. 

(...) Die Forderungen der Gefangenen 
könnten von der türkischen Regierung oh- 
ne jegliche Kostenbelastung umgesetzt und 
verwirklicht werden: Aufhebung der Isola- 
tion, Beibehaltung der üblichen Gemein- 
schaftsräume für Inhaftierte, bessere Aus- 
bildung des Bewachungspersonals. Außer- 
dem ein Verbot von Folter durch Justizbe- 


dienstete. 

Die Türkei ist Mitglied des Europarates 
und hat die europäische Menschenrechts- 
konvention unterzeichnet. Wie kann es sei, 
dass ein Land wie die BRD zu diesen Haft- 
bedingungen schweigt und Folterung als 
Natürlichkeit und als „gottgewollt“ hin- 
nimmt? 

Wir, die Unterzeichner, sind selber Inhaf- 
tierte und bitten aus diesen Gründen der 
Humanität, dass sich deutsche Regierungs- 
stellen mit den Zuständen in türkischen Ge- 
fängnissen beschäftigen. Änderungen wer- 
den nicht eintreten, solange maßgebliche 
Regierungsstellen Augen und Ohren ver- 
schließen und den Dingen tatenlos zuse- 
hen! 

Die Menschenrechte gelten für alle Un- 
terzeichner gleichermaßen. Es ist schlicht- 
weg eine Verpflichtung aller Mitgliedstaa- 
ten des Europarates, auf der Einhaltung und 
Überprüfung zu bestehen oder ein Aus- 
schlussverfahren in die Wege zu leiten. 

Wir bitten mit allem Respekt um eine In- 
itiative der Bundesregierung 

Gefangene der JVA I, Aachen 


... und Lübeck 


Rainer Dittrich, Gefangener aus Lübeck, be- 
findet sich seit dem 20.10.2000 aus Solida- 
rität mit den türkischen Gefangenen in ei- 
nem rotierenden Hungerstreik, d.h. er 
streikt 5 Tage und setzt 5 Tage die Aktion 
aus. 


ver.di Pinneberg solidarisch 


Solidaritätserklärung der Dienstleistungs- 
gewerkschaft ver.di Pinneberg/Steinburg an 
die Mahnwache des Alevitischen Kultur- 
vereins Elmshorn 
Liebe Kolleginnen und Kollegen und 
Freunde des Alevitischen Kulturvereins 
Mit Betroffenheit und Sorge beobachten 
wir die Situation der hungerstreikenden Ge- 
fangenen in den Gefängnissen der Türkei. 


Für Eure Mahnwache möchte Euch der 
Bezirksvorstand der Dienstleistungsge- 
werkschaft ver.di, Pinneberg/Steinburg, 
seine Solidarität aussprechen und Eure For- 
derung nach sofortigem Stopp des Baus von 
Isolationszellen in türkischen Gefängnissen 
unterstützen. Wir werden eine entspre- 
chende Depesche an die türkische Botschaft 
in Hamburg senden. 

Seit vielen Jahren wenden sich die ehe- 
maligen Einzelgewerkschaften auf ihren 
Kongressen gegen die Menschenrechtsver- 
letzungen in der Türkei, insbesondere ge- 
genüber dem kurdischen Volk. Sie fordern 
die Bundesrepublik auf, ihren Einfluss auf 
den türkischen Staat geltend zu machen, 
damit demokratische Strukturen etabliert 
und Grundrechte in der Türkei gewahrt blei- 
ben. Wir wissen, dass insbesondere politi- 
sche Oppositionelle und GewerkschafterIn- 
nen mit Folter und Vergewaltigung bedroht 
werden. Dieses wurde gerade wieder durch 
eine Untersuchung der Zustände in den tür- 
kischen Gefängnissen bestätigt. Auch sind 
viele GewerkschafterInnen in zahlreichen 
Delegationen in die Türkei gereist, um als 
kritische Beobachter ihre Solidarität zu be- 
kunden und die Missstände zu überprüfen. 
Leider mussten sie auch feststellen, dass 
Waffenlieferungen der Bundesrepublik ei- 
nen nicht unwesentlichen Anteil an der Un- 
terdrückungspolitik des kurdischen Volkes 
haben. Auch das haben die Einzelgewerk- 
schaften in vielen Beschlüssen kritisiert. 

Der Bezirksvorstand der Dienstleistungs- 
gewerkschaft ver.di teilt Eure Befürchtung, 
dass durch die Planung neuer Isolationsbe- 
dingungen in den Gefängnissen die Gefahr 
von Folter und Gewalt an Gefangenen zu- 
nehmen kann und eine Öffentliche Kon- 
trolle immer schwieriger wird. Wir fordern 
dementsprechend die Einstellung der Bau- 
arbeiten und eine Behandlung der Gefan- 
genen gemäß internationalem Völkerrecht. 
Der türkische Staat muss sofort reagieren, 
damit nicht noch mehr Hungerstreikende 
sinnlos sterben müssen. 

Mit solidarischen Grüssen 

Jürgen Utermark (Bezirksvorsitzender), 
Rober von Virag (Gewerkschaftssekretär) 
(Quelle: EImshorner ee 6/01) 


Türkische politische Gefangene 
in der BRD 


Mesut Demirel 


„istam 15. Juni aus dem Gefängnis in Bie- 
lefeld entlassen worden. Er war am 24.2.00 
zu drei Jahren und neun Monaten vom 
Hamburger OLG wegen Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung ($129a) 
verurteilt worden. 


Nuri Eryüksel 


... Ist immer noch in Isolationshaft. (Nähe- 
res s. frühere Als) Er ist ebenfalls wegen 
129a verurteilt, und zwar zu 6 Jahren und 
6 Monaten. 


Fax (0 89) 54 27 50.11. 


Die Autobiografie von Rolf Ponle wird beim Karin Kramer Ver- & 
as Berlin, Niemetzstr 19, 12055 Berlin erscheinen, Tel. Le m 


BRD / Thomas Meyer-Falk 
Besuch nur in 
Deutscher Sprache 


Am 14. Februar 2001 stellte der inhaftierte 
Redskin Thomas Meyer-Falk den Antrag 
auf eine Besuchserlaubnis für Frau C. aus 
den USA. Dieser Antrag wurde vom zu- 
ständigen Anstaltsleiter der JVA Bruchsal 
Ruder auch genehmigt und auf den 7. Mai 
2001 festgelegt. Am 3. Mai 2001 wird Tho- 
mas mitgeteilt, dass der Besuch von Frau C. 
ausschließlich in deutscher Sprache abzu- 
halten sei. Die Knastleitung hat entschie- 
den, dass einE DolmetscherIn nicht auf 
JVA-Kosten gestellt wird, obwohl Thomas 
mittellos ist. Die Herrschenden argumen- 
tierten damit, dass Frau C. sehr wohl der 
deutschen Sprache mächtig sei, da sie sich 
bereits telefonisch auf Deutsch bei Leiter der 
Besuchsüberwachung gemeldet haben soll. 

Egal, ob Frau C. nun Deutsch spricht oder 
nicht, es ist das Recht eines/einer jedeN Ge- 
spräche in der ihr/ihm beliebigen Sprache 
zu führen. Die Knastleitung gibt auch klar 
zu verstehen, wo ihr Problem ist. Erstbesu- 
che werden nämlich immer akustisch und 
optisch mitgeschnitten. Und jetzt kommt da 
eigentliche Problem: „Die akustische Über- 
wachung durchführenden Bediensteten 
sind der englischen Sprache nicht so weit 
mächtig, dass bei einer in englischer Spra- 
che geführten Unterhaltung problemlos 
folgen und gleichzeitig ihrem Überwa- 
chungsauftrag gerecht werden können.“ 
(Zitat aus einer Mehrfertigung für den Ge- 
fangenen, herausgegeben von der Justiz- 
vollzugsanstalt Bruchsal, 4. Mai 2001 - Ak- 
tenzeichen: GefBNr.: 1998/00337/3). 

Für jeden anderen Scheiß hat der deut- 
sche Staat Geld, aber seine BeamtInnen in 
einen Englisch-Kurs ist wohl zuviel gefragt. 
Nichtsdestotrotz wird auf diese Weise die 
Freiheit von Thomas noch weiter einge- 
schränkt, zumal er eh fast überhaupt kei- 
nen Besuch erhalten darf und auch erhält. 


Solidarität mit Rolf Pohle 


GERECHTIGKEIT UND FREIHEIT FUER THOMAS 
MEYER-FALK ! ! I 
Thomas Meyer-Falk, Zelle 3117 
Schoenbornstrasse 32 
76646 Bruchsal 
Germany 
e-mail: thomas_m_f@yahoo.de 


Protest gegen Nicht-Aushändigung 
der Revolution Times 


Die Aushändigung des Revolution Times Nr. 
12 wurde unserem Genossen Thomas Mey- 
er-Falk nicht gestattet. Statt dessen wurde 
die # 12 von der Anstaltsleitung am 
13.06.2001 gemäss S 68 Abs. 2 Strafvoll- 
zugsgesetz konfisziert. 

Zitat: „Bei der Zeitschrift handelt es sich 
um ein Publikations-Werk der R.A.S.H., ei- 
ner linksextremistischen Gruppierung, 

Das darin enthaltene Gedankengut ist in 
erheblicher Weise geeignet, den Gefange- 
nen in seiner Abwehrhaltung gegenüber 
der Justiz zu bestärken und daher das Ziel 
des Vollzuges zu gefährden.“ 

Dies ist ein erneutes Glied in der Kette der 
Schikanen und Disziplinierungsmaßnah- 
men, welche der deutsche Staat und die 
deutsche Justiz anwenden, um unliebsame 
und politische Gefangene, in diesem Fall 
den Redskin Thomas Meyer-Falk, zu gän- 
geln und zu brechen. Hier wird die soziale 
Funktion des Strafvollzuges mehr als deut- 
lich. Wer Protest dagegen erheben will, 
kann dies bei der Anstaltsleitung tun. 
Adresse: Anstaltsleiter Thomas 
Müller, Schönborn- _ a 
strasse 32, D - in mu EEE 
76646 Bruchsal. 


Weitere Infos: 
www.frees- Eo He 
peech.org/entfes- ÇEP 

selt (Rubrik: El 
Gefangene) 


ANARCHIST 
BLACK CROSS LU- 
XEMBOURG 


-Rolf | Pohle ist seit geraumer Zeit s schwer krank.. Für: seine im- a 
: mensen Pilegekosten varde ein a errichtet, an 


Kanzel Wächtler. und Kollegen; Verwendungazwesk | Rolf Poh- | 


‚le, Stailispafkane I München, BLZ? 701 |209 00, Kono Nr. a o 


111288. 


“Weitere Inlormaianen bei fechisdnwält p Hartmund Wächtler, 


 Rottmannstr. 11a, 80353 | Mi 


München, Telefon no a» 5 42 75 00, 


Websites der Lufthansa zeitweise lahm- 
gelegt 


Virtuelles $it-In 
auf dem Lufthansa- 
Server erfolgreich 


„Die Demo war ein voller Erfolg“, so eine 
erste Bilanz der OrganisatorInnen der Onli- 
ne-Demonstration gegen die Lufthansa. 
„Das schmutzige Abschiebegeschäft hat die 
Aufmerksamkeit erfahren, die es verdient,“ 
sagt die Kampagnensprecherin Anne 
Morell. „Wer Zeitung liest, weiß nun, dass 
die Lufthansa Menschen gegen ihren Wil- 
len außer Landes verfrachtet und auch noch 
davon profitiert.“ 

Das Ziel sei der Demo sei nicht ein tech- 
nisches Knockout des Servers gewesen, son- 
dern durch eine massive Beteiligung und 
Berichterstattung die Kritik an den Ab- 
schiebeflügen zu verstärken. Parallel zur 
Online-Demo hatten etwa 150 AktivistIn- 
nen auf der Lufthansa-Aktionärsversamm- 
lung mit Straßentheater protestiert und zeit- 
weise die Reden der Vorstandsmitglieder 
unterbrochen. 

Die Online-Demonstration war von zahl- 
reichen AbschiebegegnerInnen aus dem In- 
und Ausland unterstützt worden. Wie viele 
DemonstrantInnen aber tatsächlich zwi- 
schen 10 und 12 Uhr online waren, ist nicht 
bekannt: „Wir wissen nur, dass es sehr vie- 
le waren. Die Lufthansa hat technisch alles 
aufgefahren, was zur Verfügung stand, und 
trotzdem wackelte der Server“ so Anne 
Morell. 

Trotz der angekündigten Sicherung des 
Internetportals war der Lufthansa-Server 
schon kurz nach zehn Uhr für etwa zehn 
Minuten nicht erreichbar. Die Online-De- 
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monstrantInnen hatten mithilfe einer eige- 
nen Software in Hochgeschwindigkeit auf 
Lufthansa-Rechner zugegriffen. ‘kein 
mensch ist illegal’ und ‘Libertad! machten 
damit wahr, was sie dem Konzernvorstand 
bereits am vergangenen Montag per email 
angekündigt hatten: „Lufthansa Goes Off- 
line“ 

Im Lauf des 20. Juni wurden wider- 
sprüchliche Meldungen über den Verlauf 
der Online-Demo bekannt. Mancherorts 
waren Lufthansa-Seiten mit nur leichter 
Verzögerung erreichbar, in anderen Regio- 
nen ließ sich dagegen nicht einmal die Start- 
seite aufrufen. „Die Lufthansa kappte pau- 
schal, ohne Ansehen von Kundin oder De- 
monstrant, IP-Netze, von denen viele An- 
fragen ausgingen“, erklärt Anne Morell die 
regionalen Unterschiede. 

Anderen Berichten zufolge waren stati- 
sche Seiten zwar verfügbar, aber bei Flug- 
abfragen traten erhebliche Probleme auf. 
Um die massiven Zugriffe der Abschiebe- 
gegnerInnen aufzufangen, habe der Kon- 
zern auf ein zusätzliches Breitbandnetz 
zurückgegriffen und dafür den möglichen 
Verlust von Flugbuchungen in Kauf ge- 
nommen: beim Umschalten von einem in 
das andere Netz gingen wohl, so die Ab- 
schiebegegnerInnen, temporäre Benutzer- 
daten verloren. 

Unterdessen haben WissenschaftlerInnen 
verschiedener Universitäten berichtet, dass 
die Einwahl über das Deutsche For- 
schungsnetz heute blockiert war. Die Frage 
stelltsich, ob damit die Beteiligung von Stu- 
dentInnen und WissenschaftlerInnen mit 
Breitbandleitungen an der Online-Demo 
torpediert werden sollte. 

„Auf Kosten der Funktionalität versuch- 
te die Lufthansa, das Image des aufstreben- 
den Netz-Konzernes und den Schein stän- 
diger Erreichbarkeit zu retten“, resümiert die 
Online-Aktivistin Morell die Gegenstrategie 
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der Lufthansa: „Die Webseite glich einem 
Potemkinschen Dorf“. 

Die Sorge um das Image sei allerdings 
mehr als verständlich: noch nie ist 

soviel über das Abschiebegeschäft der 
Lufthansa berichtet worden wie in den letz- 
ten Tagen. „Es wäre wünschenswert, wenn 
die Verantwortlichen bei der Fluglinie dar- 
aus die einzig angemessene Konsequent zö- 
gen“, meint Anne Morell: „Schluss mit dem 
Abschiebegeschäft.“ 
Für kein mensch ist illegal und Libertad!, 
Jan Hofmann und Sven Maier 
Eine ausführlichere Bewertung wird dem- 
nächst auf der Website 
http://go.to/online-demo veröffentlicht. 


Solidaritäts- Eintrittskarte 


‚Sossiz Ölüm“ CDer Stille Tod“) ist oo 
‚neueste Werk des Regisseurs Hüseyin Ka- 
rabey. „Sossiz Ölüm“ wurde im April auf 
-dem Istanbuler Filmfestival in einer digi- 
talen Videofassung uraufgeführt. DiePro- 
duktionskosten für eine kinotaugliche 
Filmrolle betragen ca. 50. ‚000 DM. Nur ei- 
ne solche Fassung ermöglicht den Kino- 
verleih in der Türkei und in Europa. 

` Wenn ihr einen Beitrag. dazu leisten 
wollt, dass die internationale Öffentlich- 
‚keit erfährt, wogegen sich die politischen 
Gefangenen mit ihrem Hungerstreik in der 
Türkei zur Wehr setzen, dann beteiligt 
‚euch an dieser Kampagne der Solidarität 
für die Erstellung einer Kinoversion. des 
Films. Kauft eine Eintrittskarte für 100 DM. 
und werdet dadurch. eine von 500 Mit- 
‚herausgeberInnen von. „Sossiz Ölüm“ 
Machen 500. Menschen mit, ist t die Kino- 
‚version finanziert. 
Mehr bei: www. „libertad. de 


Nachtrag zur Verleihung der Erich- 
Mühsam-Preises an Mumia Abu-Jamal 


Rolf Becker: 
Ausgeschlossen 


Wir dokumentieren hier einen Auszug aus 
der Laudatio von Rolf Becker 


9 Uhr 43 ist es jetzt in seiner Zelle, ein weite- 
rer Tag zwischen Leben und Tod hat eben für 
ihn begonnen, am 4. Juli werden es 19 Jahre 
sein, seit er 1982 verurteilt wurde. 19 Jahre, 
nicht nur ausgeschlossen von allem, was für 
uns Leben ausmacht - „Einen meiner Enkel 
habe ich im Gerichtssaal zum ersten Mal ge- 
sehen“, schreibt er 1995. 19 Jahre Haft: für 
niemand nachvollziehbar, der sie nicht erlei- 
det. Und 19 Jahre Todeszelle? Albert Camus 
hat 1961 versucht, in Worte zu fassen, was das 
bedeutet: „Um das rechte Verhältnis herzu- 
stellen, müsste die Todesstrafe gegen einen 
Verbrecher verhängt werden, der sein Opfer 
zunächst warnt, dass er es an einem be- 
stimmten Tag auf schrecklichste Weise er- 
morden wird, und es von diesem Moment an 
viele Jahre lang in seiner Gewalt gefangen 
hält. Ein solches Ungeheuer wird man im pri- 
vaten Bereich nicht finden.“ 

Mumia Abu-Jamal ist anwesend, hier unter 


Interview mit Linda Evans über die 
Notwendigkeit, die politischen Gefan- 
genen zu unterstützen 


„... Sonst gewinnt 
der Staat” 


Am 20. Januar erließ Bill Clinton den seit 
fast 16 Jahren inhaftierten antiimperiali- 
stischen Gefangene Linda Evans und Susan 
Rosenberg ihre Haftstrafen. Linda ist seit- 
demrichtig in Schwung gekommen. Sie lebt 
in Kalifornien und ist aktiv für die Freilas- 
sung der verbleibenden politischen Gefan- 
genen. Das Interview mit Linda Evans führ- 
te das Freedom Road Magazine. 


Weswegen wurdest du eigentlich angeklagt? 
Es waren insgesamt fünf Verfahren. In Lou- 
isiana wurde ich wegen falscher Angaben 
beim Verkauf von sonst legalen Waffen ver- 
urteiltund bekam eine Haftstrafe von 40 Jah- 
ren, die nach der Berufung auf 30 reduziert 
wurde. In New York bekam ich für kriminel- 
len Waffenbesitz zwei Jahre und wegen Be- 
herbergen einer Gesuchten drei Jahre. In 
Connecticut wurden alle Anklagen wegen 
Amtsmissbrauchs des FBIs fallengelassen, 
inklusive der Anklage, meine Genossin Ma- 
rilyn Buck versteckt zu haben. 


Als politische Gefangene hast du dich und 
deine Mitangeklagten als Antiimperialisten 
zu erkennen gegeben. Was hieß das für dich 


uns, lebt vor, was „die Kraft der Schwachen“ 
bewirken kann, wie Erich Mühsam und viele 
andere aus der deutschen Arbeiterbewegung, 
die Widerstand geleistet haben noch im An- 
gesicht des Todes. Lasst uns in unseren 
Bemühungen fortfahren, dass er ihr Schicksal 
nicht teilen muss - aber zugleich darauf hin- 
weisen, dass die Summe aller Todesurteile in 
den USA seit dem Zweiten Weltkrieg einen 
Bruchteil derer ausmachen, die zwischen 1933 
und 1945 von nationalsozialistischen Rich- 
tern und Henkern im Namen des deutschen 
Volkes vollstreckt wurden. Ohne den immer 
erneuten Hinweis auf diese Tatsache nähmen 
wir unserem Protest die Legitimation. 

„Die nachfolgenden Stimmen“, schreibt 
Mumia in seinem Vorwort zur deutschen Aus- 
gabe von „Still Black - Still Strong, Überle- 
bende des US-Krieges gegen schwarze Revo- 
lutionäre“, „die sich oft eher wie Reportagen 
von Kriegsberichterstattern anhören, kommen 
tatsächlich von einer Front, die sich vor Jahr- 
hunderten herausgebildet hat - aus den ver- 
fluchten Tagen menschlicher Gefangenschaft 
und legalisierten Elends, aus Amerikas ‚be- 
sonderer Einrichtung’, der Sklaverei und der 
nachfolgenden Apartheid in den USA. Die 
Stimmen sind eine nachträgliche Erwiderung 
an den vollstreckenden Arm des Gesetzes der 
Sklavenhalterpeitsche, der Käfige, der Fußfes- 
seln; ein Gesetz, das definiert hat, was Ame- 
rika für einige seiner dunkleren Einwohner be- 


damals und was heißt das jetzt? 

Es ist wichtig zu verstehen, dass der US-Im- 
perialismus sich ununterbrochen fortgesetzt 
hat und sich zu dem gewandelt hat, was wir 
Globalisierung nennen. In den 60er- und 
70er-Jahren identifizierten die Völker der 
Dritten Welt US-Imperialismus als den 
Hauptfeind von nationaler Befreiung. Indem 
sie sich dem Kampf gegen Imperialismus an- 
schlossen, unterstützten Nordamerikaner 
das Selbstbestimmungsrecht aller Unter- 
drückten. Wir selber unterstützten die anti- 
kolonialen Kämpfen der unterdrückten Na- 
tionen innerhalb der USA, die puertoricani- 
schen und schwarzen Befreiungsbewegun- 
gen und den Kampf der Chicanos/Mexica- 
nos, wie auch die nationalen Befreiungs- 
kämpfe in Lateinamerika, Afrika und Asien, 
insbesondere in Vietnam. Jetzt haben viele 
Länder ihre Fahnenunabhängigkeit, aber 
keine Selbstbestimmung. Werkzeuge des US- 
Imperialismus heute sind auferlegte Schul- 
den- und strukturelle Anpassungsprogram- 
me von Institutionen wie der Weltbank und 
dem Internationalen Währungsfonds wie 
auch die Androhung von Handelssanktionen 
und die Welthandelsorganisation WTO. Die 
Formen der Unterdrückung sind wegen der 
Zentralisierung ökonomischer und politi- 
scher Macht in transnationalen Aktienge- 
sellschaften komplexer geworden. Die Rolle 
nationaler Regierungen hat sich verändert, 
obwohl dem Staat immer noch die führende 
Rolle im Imperialismus zufällt. 


Du bist draußen. Welche Aufgaben sollten ra- 


deutet - für die sogenannten Staatsbürger, die 
de facto Gefangene sind. Amerika hat eine sehr 
unterschiedliche Bedeutung für viele Men- 
schen, und für viele ist der Name zum Syno- 
nym für Freiheit geworden. Millionen Men- 
schen im Innern der USA allerdings assoziie- 
ren mit dem Namen einen Knast, eine Schlin- 
ge, einen Baum, an dem der eigene Vater wie 
eine fremde Frucht gehangen hat - das völli- 
ge Gegenteil von Freiheit. Die Stimmen in die- 
sem Buch sind die Stimmen dieser Menschen, 
die verbalen Echos von Jahrhunderten, von 
Millionen, die im Zeitalter der Revolutionen 
ihren Platz an der Sonne gesucht haben.“ - 
An der deutschen Übersetzung von „Still 
Black - Still Strong“ hat übrigens ein politi- 
scher Gefangener dieses Landes mitgearbeitet: 
Christian Klar, verhaftet im gleichen Jahr wie 
Mumia Abu-Jamal - aus Gründen allerdings, 
die so wenig vergleichbar sind wie die unter- 
schiedlichen Bedingungen in Deutschland 
und den USA. Wir, Kolleginnen und Kollegen 
der IG Medien Hamburg, haben ihn im Janu- 
ar besucht und einen Eindruck davon bekom- 
men, was 19 Jahre Haft, davon sieben Jahre 
Isolationshaft, bewirken können. Es wäre un- 
aufrichtig, hier nicht daran zu erinnern und 
euch um Unterstützung der vielfachen 
Bemühungen um seine Freilassung und die der 
anderen Gefangenen aus der RAF zu bitten. 


Quelle: junge Welt, 9./10. Juni 


dikale und revolutionäre Organisatoren an- 
gehen? 

Ich war so lange weggeschlossen, ich möch- 
te Menschen nicht sagen, was sie zu tun ha- 
ben. Ich habe viel von denen zu lernen, die 
die letzten fünfzehn Jahren hier draußen ge- 
arbeitet haben. Ich sehe schon ein paar Sa- 
chen, die wichtig sind. Weiße AktivistInnen 
müssen weiße Herrschaft und Rassismus in 
all ihrer Erscheinungsformen bekämpfen, in- 
klusive die genozide Inhaftierung von 
schwarzen und braunen Menschen, Polizei- 
brutalität, die Todesstrafe und andere Facet- 
ten des Gefängnis-Industriellen-Komplexes 
bis hin zur Gentrification. AktivistInnen 
müssen die Basisgruppen im Kampf um die 
Kontrolle der Umwelt zusammenführen und 
sie im Kampf gegen Umweltrassismus und 
den Aufkauf der von Minderheiten bewohn- 
ten Stadtteile durch Sanierungsgesellschaf- 
ten vereinen. 

Ein anderer Aspekt des Kampfes gegen 
Rassismus ist die Bekämpfung der anwach- 
senden weißen Herrschaftsbewegung, rassi- 
stischen paramilitärischen Organisationen 
und ihren Tarnorganisationen sowie die re- 
ligiösen Fundamentalisten. Antiglobalisie- 
rungsaktivistInnen müssen erkennen, wie 
sich strukturelle Anpassung innerhalb der 
USA auswirkt, inklusive der Ausdehnung des 
Polizeistaates als ein Werkzeug sozialer Kon- 
trolle. Strukturelle Anpassung im Binnen- 
land, u.a. Einsparungen im Wohnungsbau, 
bei Krankenhäusern, in der Erziehung und 
bei der Wohlfahrt trifft Nicht-Weiße am här- 
testen. Es ist wichtig, eine Analyse und eine 
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Strategie zu haben, die die zersplitterten Teil- 
bereichsbewegungen zusammenfügt und die 
diversen Widerstandsgruppen im Kampf ver- 
eint. Homosexuelle und Lesben, Jugendliche, 
Antiglobalisierungs- und Antigefängnisak- 
tivistInnen und Nicht-Weiße müssen zu- 
sammenarbeiten, um die Veränderungen zu 
erreichen, die wir alle brauchen. 


Warum ist die Bewegung zur Freilassung der 
restlichen politischen Gefangenen so wich- 
tig? 

Erstens, die Unterstützung der Freiheits- 
kämpferInnen und jener, die Widerstand lei- 
sten, ist ein Weg, den militanten, ernsthaf- 
ten und engagierten Kampf zu unterstützen. 
Um revolutionäre Veränderungen zu errei- 
chen, muss man Risiken eingehen. Unsere 
Bereitschaft, die politischen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen zu unterstützen, definiert 
sogar den Charakter unser Bewegung. Zwei- 
tens, die Unterstützung von politischen Ge- 
fangenen ist ein Kampf um Menschenrech- 
te. So viele GenossInnen sitzen seit zwei und 
drei Jahrzehnten, und die Bedingungen, un- 
ter denen sie leben, sind unbeschreiblich un- 
menschlich. Es vereint uns auch mit einer in- 
ternationalen Bewegung für die Freiheit der 
politischen Gefangenen. Überall auf der Welt 
gibt es eine zunehmende Anzahl von politi- 
schen Gefangenen, die wegen Widerstand 
gegen Globalisierung inhaftiert sind. Drit- 
tens, wir müssen gegen Repression und die 
Hegemonie des Polizeistaates kämpfen. Alle 
Gefangenen sind Opfer politischer Umstän- 
de, vor allem des Rassismus und seines 
Schnittpunkts mit dem Strafunrechtssystem. 
Dennoch, die politischen Gefangenen unter- 
nahmen aktive Schritte, um dem Rassismus 
entgegenzuwirken und die Freiheit zu er- 
kämpfen, und wurden dabei mit extremer 
staatlicher Repression konfrontiert. Im Rah- 
men besonderer Widerstandsbekämpfungs- 
programme wie COINTELPRO wurden Akti- 
vistInnen Straftaten angehängt und wurden 
zu politischen Gefangenen. Diese Program- 
me existieren bis zum heutigen Tag. 


Welche Beispiele wären zu erwähnen? 

Wir müssen Jamil Al-Amin (H. Rap Brown) 
unterstützen. Er wurde von der Regierung 
reingelegt und kämpft zur Zeitin Atlanta um 
sein Leben. Sarah Jane Olson steht in Los An- 
geles vor Gericht. Ich möchte auch auf die 
vielen Menschen hinweisen, Black Panthers 
und andere FreiheitskämpferInnen, die im 
Gefängnis-Industriellen-Komplex ver- 
schwanden. Sie sollten ein Teil unseres täg- 
lichen Lebens sein, und wir sollten uns Ge- 
danken darüber machen, wie wir ihnen in 
ihrem täglichen Kampf unterstützen könn- 
ten. Wir sollten für die Freilassung der poli- 
tischen Gefangenen arbeiten und ihnen hel- 
fen, drinnen zu leben; durch Kampagnen für 
eine bessere medizinische Versorgung, ihnen 
schreiben, ihnen Bücher schicken und mit 
ihnen Beziehungen aufbauen. Wir müssen 
gegen die Isolation kämpfen, sonst gewinnt 
der Staat. 

Übersetzung: SPG 
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Eddie Hatcher 
zu Lebenslänglich 
verurteilt 


Nachdem eine Jury in Robeson County in 
North Carolina Native American Eddie Hatcher 
schuldig sprach, verurteilte Richter Jerry Cash 
Martin ihn zu einer lebenslangen Haftstrafe 
ohne vorzeitige Entlassung. Eddie hatte aufei- 
ne ‚Alles oder Nichts’-Strategie gesetzt. Der 
Richter bewilligte seinen Antrag, die Jury mö- 
ge ihn entweder wegen Mord ersten Grades 
schuldig- oder freisprechen. Staatsanwalt 
Johnson Britt hatte die Todesstrafe gefordert. 
Eddie wurde angeklagt am 31. Mai 1999 von 
einem Auto aus etwa 60 m Entfernung den 
neunzehnjährigen Brian McMillan in seinem 
Haus erschossen zu haben. 

„Meine Mutter brachte mir zwei Sachen bei“, 
sagte Eddie, „Erstens, wenn du willst, dass ir- 
gendwas richtig gemacht wird, tu es selber.” 
„Und zweitens, vertraue den meisten Weißen 
nicht, vertraue der Polizei nicht, vertraue der 
Regierung nicht und vertraue niemanden, der 
eine Uniform trägt. Keiner von denen kümmert 
sich einen Dreck um uns.“ Eddie hatte allen 
Grund, dieser Ansicht zu sein. Als sein Vater 
auf der Straße erschossen aufgefunden wurde, 
tat die Polizei dies einfach als Selbstmord ab. 
In Robeson County herrscht ein ausgeprägter 
Rassismus. Bis in die späten 70er-Jahre muss- 
ten Schwarze ihre Bestellungen an der Hinter- 
tür von Restaurants abgeben. 1988 gab es fünf 
verschiedene Schulsysteme, überwiegend un- 
terteilt nach der Hautfarbe. Ein Drittel aller In- 
dianer und ein Viertel aller Schwarzen lebte in 
Armut, verglichen mit 10% bei Weißen, ob- 
wohl der Bevölkerungsanteil von Schwarzen, 
Indianer und Weißen ziemlich gleich waren. 
Aber der Widerstand dagegen wurde zuneh- 
mend größer. Schon 1958 hatten indigene 
Amerikaner und Schwarze mit Mistgabeln und 
Schrotflinten eine Kundgebung des Klu-Klux- 
Klans auseinandergejagt. Und in den 70er-Jah- 
ren besetzten Indianer mehrmals öffentliche 
Gebäuden. 

Als Kind beteiligte sich Eddie an einer Be- 
setzung. Mit 13 Jahren schrieb er seinen ersten 
Protestbrief an die Zeitung. Ohne juristische 
Ausbildung reichte er als 22-Jähriger seine er- 
ste Klage beim Gericht ein. Er beteiligte sich 
an Kampagnen für Wählerregistrierung in den 
Indigenen Communities und für faire Verfah- 
ren für indigene Insassen in Gerichten von Ro- 
beson County. 

Um aufdie Zustände in Robeson County auf- 
merksam zu machen, besetzten Eddie und ein 
Stammesbruder, Timothy Jacobs, am 1.Febru- 
ar 1988 das Gebäude der Zeitung „The Robe- 
sonian“, sie nahmen 20 Mitarbeiter als Geiseln. 
Im Laufe des Tages wurde die Hälfte der Gei- 
seln freigelassen. Nachdem Gouverneur Jim 
Martin erklärte, ihre Forderung nach Einset- 
zung einer Kommission zur Untersuchung von 
Korruption in der Lokalregierung, den unauf- 


geklärten Mordfällen und dem ausufernden 
Drogenhandel nachzukommen, ließen sie die 
restlichen Geiseln unversehrt frei. In seinem 
Verfahren im Oktober 1988 verteidigte Eddie 
sich selbst. Eine Jury von neun Schwarzen und 
drei Weißen sprach die beiden frei. Einmal 
draußen, setzte Eddie seine Kampagne mit ei- 
ner Unterschriftenaktion gegen die Ortspolizei 
fort. Im Dezember schlug der Staat zurück. Ed- 
die wurde zum zweiten Mal angeklagt, dies- 
mal nach bundesstaatlichem Gesetz. Er tauch- 
te unter, ergibt sich aber nach drei Monaten, 
nachdem die sowjetische Botschaft ihn als po- 
litisch Verfolgten nicht anerkannte. Nach ei- 
nem Handel mit der Staatsanwaltschaft er- 
klärte Eddie sich für schuldig und wurde zu 18 
Jahren verurteilt. Er umging damit eine mög- 
liche Haftstrafe von 420 Jahren wegen 14-fa- 
cher Geiselnahme. 

1991 wurde er von einem vom Gefängnis- 
personal angestachelten Mitgefangenen mit 
dem Messer verletzt, weil er regelmäßig ein 
Rundschreiben an Unterstützer über die Knast- 
bedingungen schrieb. Im Mai 1995 wurde er 
aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig aus 
dem Knast entlassen. Wieder zu Hause, erklärte 
er: „ich bin zurück, und die Dinge werden nicht 
so bleiben, wie sie sind.“ Er mischte sich in die 
Lokalpolitik ein und kündigte an, fürs Staats- 
parlament kandidieren zu wollen, um mit der 
Korruption aufzuräumen. Die Behörden war- 
ten auf eine Gelegenheit, um Eddie endgültig 
aus dem Verkehr zu ziehen. Die Möglichkeit 
ergab sich im Mai 1999. Am 19. Mai wurde 
Eddie in eine Schießerei mit einem Kleindieb 
verwickelt, der Eddies Haus ausgeraubt hatte. 
Obwohl es nur leichte Verletzungen gab, leite- 
te die Polizei eine Schießfahndung nach Eddie 
ein. Als knapp zwei Wochen später Brian Mc- 
Millan erschossen wurde, machte die Polizei 
Eddie zum Hauptverdächtigen. Am nächsten 
Tag wurde Eddie bei einer Verkehrskontrolle in 
einem Dorf in der Nähe widerstandslos ver- 
haftet. Im Auto fand die Polizei ein Gewehr der 
Marke SKS und eine Pistole. Eddie stritt jede 
Beteiligung am Mord ab, wurde jedoch wegen 
Mordes ersten Grades angeklagt. 

Während er auf sein Verfahren wartete, wur- 
de Eddie im Knast schikaniert. Nach seiner Ver- 
haftung wurde er in einem Hochsicherheit- 
strakt neben dem Todestrakt untergebracht. 
Ihm wurden alle Telefon- und sonstigen Kon- 
takte mit Zeugen verweigert. Er verbrachte teil- 
weise wochenlang in Isolationshaft, obwohl es 
keine rechtliche Grundlage hierfür gab, und 
während einer Razzia verschwanden Unterla- 
gen aus seiner Zelle. Das Gericht verweigerte 
ihm ausreichende Geldmittel, um Sachver- 
ständige und einen Privatdetektiv zu bezah- 
len. Der Richter sagte, er brauche nur Papier 
und Stift, um sich zu verteidigen. Vom ersten 
Tag seiner Verhaftung führte die Lokalzeitung 
„Ihe Robesonian“, die Eddie Jahre vorher be- 
setzt hatte, eine Hetzkampagne gegen ihn. 

Schon im Vorfeld des Verfahrens erklärte 
Maurice D. Geiger, der Direktor der Rechtshil- 
feorganisation Rural Justice Center: „Es ist of- 
fensichtlich, dass die Behörden ihn festnageln 
wollen.“ Mit fast 50 Jahren Erfahrung im 
Rechtssystem und als ehemaliger Staatsanwalt 


„würde ich mich schämen, mit diesem Haufen 
Unsinn [die Belastungsbeweise] weiterzuma- 
chen“, sagte Geiger. 

Die Staatsanwaltschaft behauptete, dass Ed- 
dies McMillan tötete, weil dieser angeblich am 
Einbruch in Eddies Haus beteiligt war. „Es gab 
keine Probleme zwischen uns“, sagte Eddie. 
Außerdem sei er nicht mehr in der Lage, aus 
einer Entfernung von 60 m genau zu zielen, 
nachdem er 1998 im linken Arm angeschos- 
sen wurde. Dass Eddie nichts mit dem Mord zu 
tun hat, davon ist sogar McMillans Mutter da- 
von überzeugt. 

Weiterhin behauptet der Staatsanwalt, dass 
die Gewehrhülsen, die am Tatort gefunden 
wurden, eindeutig von Eddies Gewehr stam- 
me. Ein ballistischer Sachverständiger erklär- 
te dagegen, die hätten auch von bis zu 100.000 
anderen Gewehren stammen können. Es stell- 
te sich heraus, dass die Gewehrhülsen erst drei 
Tage nach der Mordtat entdeckt wurden, also 
nachdem Eddie schon verhaftet und die Mar- 
ke seines Gewehrs bekannt war. Die Polizei 
musste zugeben, dass sie nach Eddies Verhaf- 
tung weder Eddies Gewehr testete, um festzu- 
stellen, ob es kürzlich abgefeuert wurde, noch 
seine Hände nach Schmauchspuren unter- 
suchte. Zeugen berichteten, zur Tatzeit ein 
schwarzes Auto gesehen zu haben. Eddies Au- 
to ist grau, das Auto eines der Hauptbela- 


stungszeugen aber schwarz. Keines von bei- 
den wurde untersucht. 

Eine der Hauptbelastungszeugen war Lisa 
Fore, eine Kusine von Eddie. Sie sagte aus, Ed- 
die habe ihr und ihrem Mann gestanden, auf 
McMillan geschossen zu haben. Dies steht in 
Widerspruch zu ihrer ersten Vernehmung 
durch die Polizei. Außerdem schrieb sie Eddie 
ins Gefängnis, dass die Polizei sie unter Druck 
setze, ihn zu belasten, und: „Wir wissen, du 
könntest und hast ihn nicht getötet.“ Auch be- 
hauptete sie, Eddie habe das Krankenhaus an- 
gerufen, um sich nach dem Zustand von Mc- 
Millan zu erkundigen. Daten der Telefonge- 
sellschaft bestätigen diese Behauptung nicht. 
Kurz nachdem ihr Mann wegen Verletzung von 
Bewährungsauflagen verhaftet wurde, hat Fo- 
re die Polizisten Elena Turbeville kontaktiert 
um ihre Aussage zu ändern. Fore, ihr Mann 
und Turbeville bestritten natürlich, einen De- 
al gemacht zu haben. 

Auch Philip Qunn Smith soll Eddie gegenü- 
ber gestanden haben. Smith selber ist wegen 
Mordes in einem anderen Fall angeklagt. Die 
Staatsanwaltschaft wird nicht die Todesstrafe 
fordern, und Smiths Aussage gegen Eddie darf 
im Falle einer Verurteilung als strafmildernd 
angeführt werden. 

In seinem Eifer, Eddie für immer einzusper- 
ren, fabrizierte der Staat ein Geständnis. Am 


Abend seiner Verhaftung soll Eddie einem Po- 
lizisten nebenbei erklärt haben, er hätte den 
Jungen erschossen. Es gab keinen anderen 
Zeugen für dieses Geständnis. Nach Polizeibe- 
richten wurden Eddie nur sieben Minuten vor 
diesem Geständnis seine Rechte vorgelesen. Er 
hatte die Aussage verweigert und wollte sei- 
nen Anwalt sprechen. 

Der Zeuge Elliott Bethea erzählte, die Poli- 
zei habe ihn zweimal unter Druck gesetzt, Ed- 
die zu belasten. Fin Jahr nach der Mordtat be- 
suchte ihn der Polizist Gatrell und drohte, ihn 
des Mordes anzuklagen, wenn er Eddie nicht 
belaste. Bethea, der zu jener Zeit eine Droge- 
nentzugstherapie machte, sagte, „Ich hatte 
Angst, ich hätte ihm alles gesagt, was er hören 
wollte.“ Später zog er seine Aussage bei der 
Staatsanwaltschaft zurück. Nur eine Woche 
vor seiner Aussage vor Gericht bekam er noch 
mal Besuch von Gatrell, diesmal wurde seine 
Mutter als Fahrerin des Tatautos belastet. Im 
Gericht beharrte Bethea auf seiner ursprüngli- 
chen Aussage, er war zur Tatzeit zu Haus mit 
seiner Familie und Freunden zusammen. Ob- 
wohl es keine konkreten Beweise gibt, die Ed- 
die mit der Tat in Verbindung bringt, wurde er 
trotzdem schuldig gesprochen. Eddie kündig- 
te an, in die Berufung gehen zu wollen und 
sich selber verteidigen. 
www.eddiehatcher.org ww.fayettevillenc.com 


"Menschenrechte 


_ Die Amerikanische Vereinigung der Juri- 
. sten (American Association of Jurists - 
‚ AAJ) drückt ihre Befriedigung aus über 
< den Ausschluss der Vereinigten Staaten 
. aus der Menschenrechtskommission und 
- begründet das mit den zahlreichen Men- 
_ schenrechtsverletzungen der USA. Wir 
< dokumentieren einen Auszug aus ihrer 
. Stellungnahme. 

_(..) Seit 1992 haben fast alle Staaten der USA 
_ Gesetze verabschiedet, wonach Kinder in 
< Strafprozessen mit Erwachsenen gleichge- 
‚ stellt sind. Mehrere Staaten haben die Al- 
 tersgrenze auf 10 Jahre herabgesetzt außer 
Michigan, wo es überhaupt keine Alters- 
_ grenze gibt. In den letzten zehn Jahren sind 
. 12 Menschen, die als 
. Minderjährige verur- 
teilt wurden, hinge- .... 
_ richtet worden. Unge- :.., 

. fähr 70 Menschen, die 
als Minderjährige 
: Verbrechen begangen 
. haben, warten im Ge- 
 fängnis auf ihre Hin- 
- richtung. Seitdem die ` 
. Todesstrafe 1976 wie- `i; 
. der eingeführt wurde, « 
sind 600 Menschen 
` hingerichtet worden, 
_ darunter etwa 200 im 
Staat Texas. | 
Die Zahl der Häft- 
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linge in den Vereinigten Staaten beläuft sich 
auf zwei Millionen Menschen, das sind dop- 
pelt so viel wie vor zehn Jahren und ist die 
höchste Zahl weltweit, wenn man sie auf die 
jeweilige Gesamtbevölkerung bezieht. Priva- 
te Gefängnisse (120 mit insgesamt 120.000 
Insassen) sind ein einträgliches Geschäft zum 
Schaden der Gesundheit und der Rechte der 
Häftlinge. Die Behandlung der Gefangenen 
ist in den städtischen Gefängnissen genauso 
brutal wie in den Arbeitsfarmen, die nichts 
anderes sind als Zwangsarbeitslager wie „Sil- 
verdale“ in Tennessee. 

In den Bundesstaaten Texas, Arkansas und 
Louisiana sind Häftlinge zur Gratisarbeit auf 
den Feldern gezwungen. Sexueller Mis- 
sbrauch gegen Frauen ist weit verbreitet. Im 
Allgemeinen nutzen private Unternehmen 
die Arbeit von Häftlingen und der Lohn be- 
trägt etwa fünf Dollar pro Stunde, der aber 


aufein bis zwei Dollarreduziertwerden kann, _ 
da erlaubte Abzüge bis zu 80 Prozent des 
Lohns ausmachen können. Das kommt den 
Gewinnen wohlbekannter großer Firmen zu- 
gute. 
Nicht registrierte Immigranten, deren Ab- 
schiebungsbefehl nicht ausgeführt werden 
kann, bleiben in Jugendstrafanstalten oder 
Gefängnissen inhaftiert. Sie werden dort un- 
ter schrecklichen Bedingungen und ohne je- _ 
de Rechte festgehalten - eine Situation, die - 
zeitlich nicht begrenzt ist. Schätzungsweise 
werden 13.000 Menschen unter diesen Be- | 
dingungen in Gefangenschaft gehalten. Der 
Oberste Gerichtshof hat eine Entscheidung _ 
des Appellationsgerichtshofs bestätigt, wo- 
nach solche Häftlinge keine verfassungs- 
mäßigen Rechte besitzen, da sie nicht der Ge- | 
richtsbarkeit der USA, sondern der Gerichts- 
barkeit der INS unterlägen. 

Die Methoden, die von der US- | 
Regierung bei der Unter- | 
drückung sozialer Bewegungen 
angewendet werden, reichen von 
^3 Mordanschlägen - so geschah es 
mit den Black Panthers - bis zu 
fadenscheinigen Gerichtsverfah- _ 
% ; ren wie im Fall von Leonard Pel- 

~ tier, der zu einer langen Frei- 

' heitsstrafe, und von Mumia Abu 
Jamal, der zum Tode verurteilt 
wurde. (...) 
Bild: Lange Tradition brutaler 
Unterdrückung von Gefange- 
‚ nen: Massaker an Gefangenen 

im Gefängnis Salisbury am 
25.11.1864 . 
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Urgent Action 
Juan Carlos Caballer 
o y Oscar Mar 


Es gibt eine email-Kampagne ans boliviani- 
sche Justizministerium. Es wäre gut, wenn 
möglichst viele Leute, Institutionen und Or- 
ganisationen den Brief abschicken würden. 

Mit dieser Kampagne soll ein fairer Prozes- 
sverlauf für Juan Carlos Caballero Veläsquez 
und Oscar Martin Serna Ponce erreicht wer- 
den. Die beiden Peruaner sitzen seit 5 1/2 Jah- 
ren im Hochsicherheitsgefängnis von La Paz 
in Untersuchungshaft. Ihnen wird vorgewor- 
fen, der peruanischen MRTA (Movimiento 
Revolucionario Tupac Amaru) anzugehören 
und an der Entführung des bolivianischen 
Politikers Samuel Doria Medina beteiligt ge- 
wesen zu sein. Das Lösegeld dieser Ent- 
führung soll zur Vorbereitung der Bot- 
schaftsbesetzung (japanische Botschaft) in 
Lima 1996 gedient haben. Jetzt haben die bei- 
den Freilassung auf Provision beantragt, die 
ihnen laut Gesetz eigentlich schon nach zwei 
Jahren Untersuchungshaft zugestanden hät- 
te. Die Verhandlung darüber wird aber im- 
mer wieder verzögert. Zuletzt, weil der 
Staatsanwalt „Führungszeugnisse“ der An- 
geklagten verlangt hat. Die vergangenen 12 
Monate haben die beiden Peruaner unter mi- 
serablen Bedingungen in Isolationszellen 
verbracht, weil ihnen vorgeworfen worden 
war, eine Schießerei im Knast angezettelt zu 
haben. Von diesem Vorwurf sind sie zwar seit 
Anfang des Jahres freigesprochen, aber die 
Isolationshaft wurde bisher nicht aufgeho- 
ben. 

(Der Brief an den Justizminister Boliviens in 
Deutsch und Spanisch kann unter der Re- 
daktionsadresse abgefordert werden. 


20. Jahrestag des Hungerstreiks 1981 


Ein Brief aus dem 
Gefängnis 


Liebe GenossInnen, 

mit dieser Botschaft, die kurz, aber voll re- 
volutionärer Liebe und Solidarität ist, wollen 
wir gemeinsam mit euch der Märtyrer des 
Hungerstreiks von 1981 gedenken. 

Vor 20 Jahren bezahlten zehn Kämpfer für 
die irische nationale und soziale Befreiung 
mit ihrem Leben den Preis für revolutionäre 
Militanz nach Monaten, Wochen, Tagen, 
Stunden, Minuten und Sekunden in einer un- 
gleichen, aber heldenhaften Schlacht gegen 
die Pläne zu isolieren, zu foltern und zu ver- 
nichten, die der britische Imperialismus 
durchführte. 

An denselben Tagen gedenken wir auch ei- 
nes Hungerstreiks vor 20 Jahren, einer 
Schlacht, die unsere GenossInnen in den Ge- 
fängnissen des spanischen faschistischen 
Staates schlugen, mit denselben Zielen, der- 
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selben Würde, derselben Entschlossenheit 
und derselben Vorbildlichkeit wie unsere iri- 
schen Brüder und Schwestern, und in der am 
19. Juli 1981 der Militante der PCE(r) Kepa 
Galende sein Leben gab. 

20 Jahre sind vergangen, und der Wider- 
stand innerhalb und außerhalb der Gefäng- 
nisse geht weiter. 20 Jahre nach dem Marty- 
rium unserer GenossInnen sind wir Zeugen, 
mit Schmerzen und Zorn, die wir in Solida- 
rität und internationalistischen Kampf wen- 
den, des neuen Martyriums unserer türki- 
schen GenossInnen, die sich an einem neu- 
en Hungerstreik beteiligen mit denselben Zie- 
len wie zwei Jahrzehnte zuvor, ein Hunger- 
streik, den der türkische Staat mit Methoden 
beantwortet, wie sie 1981 angewandt wur- 
den und in späteren Jahren (am 25. Mai 1990 
starb trotz oder wegen der Zwangsernährung 
ein weiterer Militanter aus der PCE(r), Jose 
Manuel Sevillano, im Hungerstreik), Metho- 
den, die der englische und der spanische „de- 
mokratische“ Staat mit den restlichen eu- 
ropäischen Staaten und der selbsternannten 
„Linken“ als Komplizen anwandten. 

Deswegen gaben Bobby (Sands), Kepa, 
Ugur und viele Dutzend anderer Revolu- 
tionäre ihr Leben; deswegen kämpfen wir 
weiter, Tag für Tag, führen ihr unsterbliches 
Beispiel fort. Weil unserer Märtyrer nicht tot 
sind: Sie leben weiter im Volk, sie leben in 
uns, in unserem Kampf, und mit uns werden 
sie leben, um den Sieg zu sehen! 

Wir sind mit ihnen, wir sind mit euch, und 
wir senden euch einen Ozean von Umar- 
mungen voll des Widerstandes und des re- 
volutionären Geistes, weil Widerstehen Sie- 
gen heißt. Das irische Volk und alle Völker 
der Welt werden sozialistisch und frei sein 
vom spanischen Staat durch republikanische 
und kommunistische Militanz. 

Ehre und Ruhm den gefallenen GenossInnen! 
Liebe und Kraft! Wir werden siegen! 
PCE(r), AFAPP-ACPG, Kollektiv der 
Gefangenen aus PCE({r) und GRAPO, 

Juni 2001 


Österreich 


Schwerste Vorwürfe 
gegen Justizanstalt 
Krems Stein 


Der „Falter” berichtet über 70 Grad heiße 
„Saunazellen”" für Häftlinge und mysteriö- 
se Todesfälle 


Schwere Vorwürfe gegen das größte öster- 
reichische Gefängnis, die Justizanstalt Krems 
Stein, erhebt die Wiener Stadtzeitung Falter 
in einem umfassenden Gefängnis-Report. 
Wie Falter-Recherchen ergaben, starben ver- 
gangene Woche drei schwerkranke Menschen 
unter mysteriösen Umständen. Zwei davon 
verübten Selbstmord. Ein 31-Jähriger erlag 
einem Herzinfarkt, so die offizielle Begrün- 


dung. Der erste Tote, Josef U., der in psy- 
chiatrischer Behandlung stand, wurde trotz 
ärztlich behandelter Depressionen in Einzel- 
haft gesteckt. Der zweite Selbstmörder, Peter 
N., war heroinsüchtig. In ein ärztlich not- 
wendiges Methadonprogramm, so bestätigt 
der Anstaltsleiter Hofrat Johann Hardbolec, 
wurde N. „noch nicht aufgenommen“. Statt 
dessen kam Peter N. in viertägige Einzelhaft 
im Keller der Anstalt. Dort, so der Verdacht, 
machte er einen kalten Entzug durch. Am 
fünften Tag hängte er sich an Schuhbändern 
auf. Auch der Tod des dritten Häftlings wird 
nun gerichtsmedizinisch geklärt. 

Bei dem Häftling fand man zahlreiche Me- 
dikamente in den Hosentaschen. Geklärt wird 
nun, ob er an einer Überdosis oder falscher 
Medikamentation starb. (Redaktion Falter) 


„Saunazelle“: 70 Grad und kein 
Trinkwasser 


Nicht nur die drei toten Gefangenen der vor- 
letzten Woche sorgen für Aufregung. Wie der 
Falter aufdeckte, befindet sich in Stein auch 
eine sogenannte „Saunazelle“ für besonders 
renitente Häftlinge. „Sie ist völlig leer, aus- 
betoniert und nur mit einer Matratze ausge- 
stattet, die in der Früh von Beamten wegge- 
nommen wird“, sagt Anstaltsarzt Christian 
Steindl. 

Laut Angaben von Häftlingen soll sie auf 
bis zu 70 Grad aufgeheizt werden. „Dakannst 
Du nicht einmal stehen, es ist so heiß, dass 
du völlig austrocknest, Wasser bekommst Du 
nur alle paar Stunden“, schildert ein ehema- 
liger Häftling. Ein bekannter Wiener Rechts- 
anwalt bestätigt den Verdacht: „Ich habe da- 
von gehört, dass Häftlinge in diese warme 
Zelle kommen, damit sie sich beruhigen.“ 
Trotz mehrmaliger Bitte verweigerte An- 
staltsleiter Hadrbolec eine Besichtigung der 
Zelle durch Journalisten: „Ich bin dazu nicht 
befugt, ich darf die Zelle nicht herzeigen.“ 
Der Anstaltsarzt Christian Steindl war schon 
gesprächiger. Er zeigte dem Falter Fotos des 
Kellers, auf denen man einen feuchten 
schmutzigen Raum mit herabfallenden Ka- 
cheln und Heizungsrohren erkennen kann. 
Steindl zum Falter: „Die Häftlinge sitzen 
nackt in der Zelle, damit sie sich nicht auf- 
hängen können.“ Ob die Temperatur zu hoch 
ist: „Glaub ich nicht. Dazu sage ich nichts, 
ich bin Beamter“. 

Ein Justizwachebeamter bei der Gefäng- 
nisführung zum Falter: „Wir heizen ja nur 
ein, damit den Nackerten nicht kalt wird“ 


Justizministerium um Schadens- 
begrenzung bemüht 


Anstaltsarzt Christian Steindl wurde mittler- 
weile suspendiert. Laut eigenen Angaben hat 
er einen jüdischen Häftling mit den Worten 
„Auch die israelitische Kultusgemeinde muss 
Disziplin lernen“ aus der Ordination gewor- 
fen und dessen Papiere zerrissen. Steindl: 
„Das war nur eine lockere Aussage und nicht 
antisemitisch gemeint‘. 

Im Justizministerium ist man um Scha- 
densbegrenzung bemüht. Sektionschef 
Michael Neider und ein Sprecher von Justiz- 


minister Dieter Böhmdorfer kündigten eine 
sofortige Untersuchung der Vorwürfe an. „Es 
stimmt, dass vor ein paar Jahren die Boden- 
heizung nicht funktioniert hat, da war nach 
den Informationen eine zu hohe Temperatur. 
Nun ist wieder alles repariert. In der Zelle hat 
es wieder normale Temperaturen, das wurde 
mir von der Anstaltsleitung in Krems versi- 
chert“, so Neider. Der Sektionschef will die 
Vorwürfe nun aber restlos aufklären lassen: 
„Wenn das alles stimmen sollte, ist es un- 
glaublich“ 

Verschickt von: ABC LUXEMBOURG 


Anti-Atom/ Austria-Mexiko 


Keine Auslieferung 
von Bassam Al Taher 
an Osterreich 


GenossInnen und FreundInnen aus aller 
Welt: 

Wir richten uns an euch und bitten euch in 
einer Eilaktion um eure Unterstützung und 
eure Solidarität mit dem Genossen Bassam Al 
Taher, der am 12.April dieses Jahres in Chia- 
pas, Mexiko von Interpol und der mexikani- 
schen PGR gemeinsam festgenommen wur- 
de mit der Anklage Terrorismus. .Am 11.April 
1995 starben Gregor Thaler und Peter Koni- 
cek, beim Versuch einen Strommast der 380 
KV Atomstromautobahn bei Ebergassing zu 
sprengen. Einer der Sprengsätze explodierte 
auf Grund der hohen Induktionsspannung, 
die unter Starkstromleitungen auftreten kön- 
nen, frühzeitig. 

Das Objekt einer 380KW Leitung durch 
Ostösterreich, die billigen Atomstrom aus 
Ost- nach Westeuropa transferieren soll, 
stand damals im Kontext der politischen Dis- 
kussion und eine Reihe von Umweltinitiati- 
ven, Bürgerinitiativen, Experten/innen und 
engagierte Menschen lehnten dieses Projekt 
ab. Fast pünktlich am 6.ten Jahrestag des Un- 
glücks wurde in Südmexiko (Pazifikküste 
Chiapas) Bassam Al-Taher, jahrelanger Link- 
saktivist in verschiedenen politischen Zu- 
sammenhängen, verhaftet. Ihm wird vorge- 
worfen, zusammen mit Thaler und Konicek 
in Ebergassing und bei allen möglichen an- 
deren ungeklärten Anschlägen der letzten 
Jahre beteiligt gewesen zu sein. 

So auf eine Baufirma, die die damals ein- 
zigen 2 besetzten Häuser in Wien abgerissen 
hat, auf eine Mercedes-Niederlassung, auf ein 
Gaslager der British Petrol während des Golf- 
krieges, auf eine Bahnstrecke über die ame- 
rikanische Panzer Richtung Irak transportiert 
wurden. Und sogar auf den damaligen Prä- 
sidenten der Weltbank, Barber Conable. In der 
1995 fertig gestellten Strafanzeige gegen 
Bassam A. findet sich kein einziger Sachbe- 
weis, keine einzige Zeugenaussage, die ihn 
mit den ihm zu Last gelegten Taten in Ver- 
bindung bringen. Es gibt lediglich Indizien, 
dass er mit Thaler und Konicek, - sowie etli- 


che andre ja auch - bekannt war. AL-TAHER 
wurde nachvollziehbar zuerst von der FPÖ, 
und in der Folge von den Medien in den Fall 
hinein konstruiert. 

Der Klubobmann der FPÖ Ewald Stadler 
konstruierte öffentlich die These eines „drit- 
ten Mannes“ um die linke Szene zu durch- 
leuchten und aufzumischen. Etwa 200 Per- 
sonen wurden von der Polizei verhört, ca. 40 
Wohnungen durchsucht, zahlreiche Organi- 
sationen und Einzelpersonen wurden der 
Mitwisser- bzw. Mittäterschaft verdächtigt 
und bezichtigt. Wenn sich eine von Stadler 
genannten Personen bei der Polizei gemeldet 
und als unschuldig herausgestellt hatte, 
brachte Stadler einfach den nächsten Namen 
auf einer Liste ins Spiel und setzte gleichzei- 
tig den als „linksliberal“ geltenden damali- 
gen Innenminister unter Druck, weil dieser 
dem Täter nicht habhaft wurde. Der bekann- 
te Wiener Rechtsanwalt Thomas Prader, der 
damals für das Innenministerium in der „lin- 
ken Szene“ intervenieren sollte, sprach öf- 
fentlich davon, „dass es denen egal sei, wen 
sie kriegen würden, Hauptsache irgendei- 
nen“, und das auf Grund der medialen Stim- 
mung „die Situation völlig unberechenbar 
ist“. 

Als sich die Polizei am 3. Mai 95 endlich 
auch für Bassam Al-Taher interessierte, war 
dieser nicht auffindbar. Als politischer Akti- 
vist und Totalverweigerer mit palästinensi- 
schem Namen in dieser Situation für die 
Behörden nicht verfügbar - das ergab ein ge- 
fundenes Fressen für die Medien. Die Legen- 
de des „dritten Mannes“ wurde betoniert, und 
läutete eine bis heute andauernde Vorverur- 
teilung jenseits recherchierbarer Fakten ein. 

Sobald damals die Strafanzeige gegen AL- 
TAHER am 19.Juli 95 erstellt wurde, bean- 
tragte er über einen Rechtsanwalt den ersten 
Antrag auf freies Geleit gegen Kaution am 
8.August 95 um die Vorwürfe so bald wie 
möglich zu klären. Inzwischen ist viermal ein 
Antrag gestellt worden, der jedes Mal abge- 
lehnt wurde. 

So wurde ihm nie die Möglichkeit gegeben, 
seine Unschuld zu beweisen 

Bis zu seiner Verhaftung hat AL-TAHER die 
letzten 6 Jahre gemeinsam mit seiner Le- 
bensgefährtin, die im siebten Monat schwan- 
ger ist, und ihren gemeinsamen 3 Jahre al- 
ten Sohn in einem kleinen Fischerdorfin Süd- 
mexiko gelebt. 

Auf Grund der jahrelangen medialen Vor- 
verurteilung und der derzeitigen politischen 
Situation einer ÖVP-FPÖ Regierung wird AL- 
TAHER politisches Asyl in Mexiko beantra- 
gen. 

Ein faires Verfahren ist nicht zu erwarten, 
unter dem jetzigen Justizminister Dieter 
Böhmdorfer, der FPÖ- und Haider-Anwalt 
vor seinem Ministeramt war, über dessen 
Kanzlei schwarze FPÖ-Parteispenden (5Mil- 
lionen S) gegangen sind, der in die Spitze- 
laffäre der FPÖ involviert war und jetzt auch 
noch die Pressefreiheit beschneiden will. 

Als FPÖ-Anwalt führte Böhmdorfer bereits 
zahlreiche politische Prozesse gegen linke 
Journalisten, Politiker und Medien. Der Ju- 


stizminister bekennt sich , im Gegenteil zu 
seinen Vorgängern , offen zu einer Partei, der 
FPÖ. 

Diesbezüglich sind auch Misstrauensanträ- 
ge der österreichischen RICHTERVEREINIGUNG, 
der sozialistischen Partei (SPÖ) ,und des ORFs 
(Fernsehen) gegenüber der Person Böhmdor- 
fers wegen „BEFANGENHEIT DER ÖSTERREICHI- 
SCHEN JUSTIZ“ gestellt worden. Das politische 
Klima in Österreich ist wirklich sehr bedenk- 
lich. Damit AL-TAHERs Asylantrag geneh- 
migt wird, braucht er zahlreiche Unterstüt- 
zungserklärungen von allen möglichen so- 
zialen, politischen und Menschenrechtsorga- 
nisationen oder Einzelpersonen die für ihn 
um politisches Asyl in Mexiko bzw. um eine 
Nichtauslieferung an Österreich bitten bzw. 


Die Ansuchen sind an folgende Adresse zu 
schicken: 
Dr. JORGE CASTAÑEDA, SECRETARIA DE RELACIO- 
NES EXTERIORES, RICARDO FLORES MAGON Nr. 1 
COL. GUERRERO, TLATELOLCO 06995 D.F. 
und an 
LIC. MARI CLAIRE ACOSTA SECRETARIA DE RE- 
LACIONES EXTERIORES, Adresse siehe oben 
sowie an den mex. Präsidenten FOX und an 
diese e-mail: 
bassamlibertad@yahoo.com.mx 


Mehr Information auf Deutsch: 
wwu.tatblatt.net. 

Hier ein Modellschreiben, um es an die auf- 
geführten Adressen zu schicken: (auf Deutsch 
und Spanisch!) (Erweiterungen und Verbes- 
serungen sind gerne gesehen) 

Hiermit richten wir uns an Sie und bitten 
Sie, dass die Ihnen unterstehende Institution 
der Auslieferung Bassam Al Tahers an die 
österreichische Regierung nicht zustimmt. 

Al-Taher ist Opfer eines Strafprozesses 
voller Ungereimtheiten, dessen einziger 
Zweck es ist, einen Sündenbock zu finden, 
um ihn öffentlich anzuklagen und von in- 
nenpolitischen Problemen wie der Spitzelaf- 
färe abzulenken. Außerdem kann er in der 
derzeitigen Situation mit der FPÖ in der Re- 
gierung und einem in die Spitzelaffäre ver- 
wickelten Justizminister keinesfalls auf ein 
Jaires, rechtsstaatliches Verfahren hoffen. 
Deshalb halien wir es für unabdingbar, dass 
seinem Asylantrag stattgegeben wird, und er 
politisches Asyl in Mexiko erhält. 

Mit freundlichen Grüßen 


Por medio de la presente nos dirigimos a usted 
para solicitarle que la institucion a su cargo 
no acceda a la petición de extradición emiti- 
da por el gobierno austriaco en contra Bas- 
sam Al-Taher. 

Al- Taher además de ser víctima de un pro- 
ceso judicial plagado de irregularidades cuyo 
único objeto era conseguir un culpable a quién 
acusar frente a la opinión pública, enfrenta 
un delicada situación derivada de la tenden- 
cia ultraderechista del actualgobierno aus- 
triaco. 

Por todo ello consideramos imprescindible 
se atienda positivamente su solicitud de asi- 
lo político en Mérico. Atentamente. 
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Portugal 


Freiheit für Pedro ! 


Pedro Jose Veiga Luis Pedro, ein junger An- 
archo-Punk, wird zur Zeit im Gefängnis von 
Linho (Portugal) festgehalten. Er war im Fe- 
bruar 1999 zu sechs Jahren Knast verurteilt 
worden, weil er in Selbstverteidigung einen 
Mann umbrachte. Im November 2000 
brummte man ihm eine zusätzliche Haft von 
15 Jahren auf, nachdem die Polizei in dem 
Haus, in dem er gewohnt hatte, eine Pistole 
gefunden hatte. 

Da das Gefängnis ein Spiegel der Gesell- 
schaft ist, überrascht es nicht, dort v.a. Indi- 
viduen der dominierten Klasse zu finden: Im- 
migrantInnen, Jugendliche armer Viertel, je- 
ne, die sich den Regeln der Gesellschaft nicht 
unterwerfen. Gewiss ist, dass Pedro, der lan- 
ge Zeit die Kenntnis des Namens der Person, 
die ihn begleitet hatte, geleugnet hat und spä- 
ter die Aussage verweigerte, das Urteil nie- 
mals anerkannte. Die Geschichte Pedros ist 
also ein Beispiel des Klassenkrieges, den die 
Reichen führen und der die Armen oft dazu 
bringt, sich gegenseitig auszumerzen. 

Zur Zeit befindet sich Pedro in ihrem Kä- 
fig, und es ist nicht selbstverständlich, was 
er angesichts der Repression tut: aber sein 
Misstrauen gegen die Autorität und seine 
Weigerung zu kollaborieren bleiben beste- 
hen. Sei es, dass er anarchistische Literatur 
liest, obwohl seine Zelle (als einzige) ohne 
Licht ist; sei es, dass er Briefe schreibt und 
seine e-mails unglaublich lange brauchen, 
um anzukommen; sei es, dass er es zurück- 
weist, einen Gefangenen zu „schaukeln“ [?] 
und Morddrohungen von einem Wächter er- 
hält ... (...) 

Pedro würde gern Unterstützung von 
außen erhalten, z.B. durch Briefe (auf eng- 
lisch, spanisch, portugiesisch) oder Bücher. 
Kontakt: Pedro Jose Veiga Luis Pedro, No: 610 
ALA: A, E.P. Linho 2710, Sintra, Portugal 
ABC Luxembourg 


Spanien 


Prozess gegen Eduardo Garcia 
begonnen 


Am 24. Mai 2001 hat der Prozess gegen un- 
seren anarchistischen Genossen Eduardo 
„Edu“ Garcia unter dem Vorsitz der Richte- 
rin Palacios begonnen. Edu war im Novem- 
ber 2000 verhaftet worden und wird be- 
schuldigt, mehrere Briefbomben an Tages- 
zeitungen verschickt zu haben. Edu ist Mit- 
glied von ABC Madrid und hat sich in der 
Vergangenheit stets sehr aktiv am Anti- 
Knast-Kampf in Spanien beteiligt. Er ist den 
Herrschenden aus diesem Grund schon seit 
langem ein Dorn im Auge. 

Es hat den Anschein, dass die Richterin die 
Absicht hat, sich nicht an. die „legalen Ge- 
setze“ zu halten, und Edu unter allen Um- 
ständen zu verurteilen gewillt ist. Edu sitzt 
mittlerweile seit 6 Monaten in Untersu- 
chungshaft, bevor die Richterin es überhaupt 
einmal für wichtig empfunden hat, ihn zu 
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vernehmen. Die Richterin muss allerdings nur 
über 2 der ursprünglich 7 Briefbomben ur- 
teilen. Die anderen Attentate wurden bereits 
vor einiger Zeit von anderen RichterInnen 
fallengelassen. Es ist deutlich, dass die Staats- 
büttel darauf abzielen einen aktiven Genos- 
sen zu kriminalisieren und aus dem Weg zu 
schaffen .... 

Laut Edus Verteidigung ist sehr gut er- 
kennbar, was die eigentlichen Anklagepunk- 
te sind: aktive Teilnahme am Anti-Knast- 
kampf und das mehrmalige Besuchen von an- 
scheinend „konfliktbereiten“ Gefangenen. 
Gleich zu Beginn der Gerichtsverhandlung 
wurde jener Polizeibeamte verhört, der das 
Päckchen mit den 40gr Sprengstoff entdeckt 
haben soll. Das einzige stichhaltige Beweis- 
material, welches die Polizei besitzt, nachdem 
DANN- und Fingerabdrücke auf den Briefen 
unbrauchbar waren. 

Sowohl Edus Familienangehörige als auch 
er selber betonen, dass dieses Päckchen von 
einem Polizisten in der Wohnung platziert 
wurde. Die „Entdeckung“ des Sprengstoffes 
erscheint auch nicht in dem Videomitschnitt, 
welches bei der Hausdurchsuchung aufge- 
nommen wurde. 

Während der Verhandlung versammelten 
sich etliche GenossInnen und FreundInnen 
vor dem Gericht um gegen diese Justizfarce 
zu protestieren. Sie wurden allerdings von der 
Polizei vertrieben. 

Edus Zustand im Knast hat sich sehr ver- 
schlechtert. Er wird von den anderen Gefan- 
genen isoliert gehalten und jedeR, der sich 
ihm gegenüber freundlich verhält, wird um- 
gehend in einen anderen Trakt oder gar Knast 
verlegt. Somit kann Edu auch nicht an den 
Knastaktivitäten teilnehmen. Seine Post wird 
mit gelesen und oft Monate lang zurückge- 
halten, bevor sie schlussendlich ausgehän- 
digt wird. Bitte fahrt fort Briefe an ihn zu 
schreiben, er erhält bis jetzt alle Post und freut 
sich sehr über eure Solidarität. 

Einigen GenossInnen war es sogar, mög- 
lich Edu im Knast zu besuchen, und sie be- 
richten, dass er traurig, aber trotzdem voller 
Mut ist. Er freut sich sehr über die weltweite 
Solidarität. 

Soli-Aktionen und Flugblätter sind in di- 
versen Städten wie Amsterdam, Gent, Inns- 
bruck, Prag (wo auch eine Kundgebung von 
AnarchistInnen vor der spanischen Botschaft 
stattfand) und Ländern wie Griechenland, 
England, Frankreich, USA usw. verteilt und 
aufgehängt worden. In Stockholm kam es so- 
gar zu einer Soli-Sabotage Aktion. 

In einigen Tagen wird die Richterin über 
das weitere Schicksal von Edu entscheiden. 
Haltet euch also bereit, denn falls Edu verur- 
teilt werden sollte, werden wir alle einge- 
knastet! 

SCHLUSS MIT DEN KONSTRUKTEN GEGEN EDUAR- 
DO GARCIA! 
NIEDER MIT ALLEN KNAESTEN! 


Eduardo Garcia Macias. Modulo 4. CO: Mad- 
rid V Soto Del Real. 28791 Soto del Real. 
Madrid 

ABC Luxemburg 


Ein Interview mit Zigor Larredonda 
vom 20.3.1995, das an Aktualität 


nichts verloren hat 


Der spanische Staat 
foltert 


Seit Januar diesen Jahres ist Zigor Larre- 
donda in Haft. Er stellte sich der Audiencia 
Nacional (Sondergerichtshof) in Madrid, 
nachdem er per Haftbefehl gesucht wurde. 
Ihm wird Unterstützung des ETA-Komman- 
dos Barcelona vorgeworfen. Der einzige Be- 
weis ist eine von Diego Sanchez unter Folter 
gemachte Aussage, die dieser inzwischen wi- 
derrufen hat. Um seiner sicheren Folter auf 
dem Kommissariat zu entgehen, stellte sich 
Zigor freiwillig dem Gericht. Seitdem ist er 
in Haft. Inzwischen ist Zigor ins Kollektiv der 
baskischen Gefangenen eingetreten. 

Zigor war bereits 1995, nachdem das da- 
malige ETA-Kommando Barcelona aufgeflo- 
gen war, verhaftet, fünf Tage unter Antiter- 
rorgesetzt festgehalten, gefoltert und danach 
ohne Anklage und Auflagen freigelassen wor- 
den. Damals wurden 11 Leute festgenommen 
und 7 davon verhaftet. 

Zigor war bis zu seiner erneuten Verhaf- 
tung im Januar diesen Jahres aktiv in der ka- 
falanischen Unabhängigkeitsbewegung sowie 
in der HausbesetzerInnenbewegung in Ter- 
rassa. Das Interview vom 20.3.1995, das 
kurz nach seiner damaligen Freilassung in der 
katalanischen Wochenzeitung El Temps er- 
schienen ist, hat unserer Meinung nach nichts 
an Aktualität verloren und gibt einen Ein- 
druck davon, was der Folter- und Ermitt- 
lungsparagraf „Antiterrorgesetz“ in seiner 
konkreten Anwendung bedeutet. 


Wir schliefen und wachten auf, als es unun- 
terbrochen an der Tür klingelte. Sie schrien: 
„Guardia Civil“. Wir öffneten. Sie waren in 
Zivil und mit Maschinengewehren und Pi- 
stolen bewaffnet. Sie legten mir Handschel- 
len an und stellten mich gegen die Wand. Sie 
sagten mir, ich wäre in Zusammenhang mit 
ETA angeklagt. Zwei Stunden lang durch- 
suchten sie die Wohnung, ohne dass sie mir 
erlaubten, dabei zuzusehen. Sie nahmen die 
Festplatte des Computers mit, auf dem Maria 
(Zigors Schwester, Anm. d. Übers.) sämtliche 
Arbeiten ihres Studiums und zudem alle Do- 
kumente der letzten 16 Jahren gespeichert 
hatte. Bis heute haben sie uns nichts wieder- 
gegeben. Danach haben sie uns in getrennte 
Autos verfrachtet. Mir stülpten sie etwas über 
den Kopf, aber aufgrund der zurückgelegten 
Wegstrecke vermutete ich, dass sie mich nach 
Barcelona brachten. 


Wie war das Verhör? 

Es fand in einem ganz kleinen Büro statt. Ein- 
einhalb Tage musste ich auf ein und demsel- 
ben Stuhl sitzen, die Hände mit Handschel- 
len auf dem Rücken gefesselt, die Augen ver- 
bunden. Gleich zu Beginn sagten sie mir: „Du 
weißt, was man sich von der Guardia Civil 


erzählt. Und du kannst sicher sein, dass alles 
davon stimmt!“ Dann fingen sie an, mich zu 
schlagen. Sie zogen mich an den Haaren und 
schlugen meinen Kopf gegen die Wand. Sie 
fragten mich nach den Beziehungen zwi- 
schen dem Baskenland und Katalonien. Je- 
des Mal, wenn ihnen eine Antwort nicht pas- 
ste, stülpten sie mir eine schwarze Plastiktü- 
te über den Kopf und zogen sie fest. Danach 
ließen sie wieder locker. Sie traten ein und 
gingen wieder ... 


Wie viele Leute verhörten dich? 

Viele (...). Mehr als 15. Sie kamen und gin- 
gen. Jedes Mal, wenn die Tür aufging und ei- 
ner reinkam, schlug er mich mit einem fla- 
chen, festen Gegenstand, wie etwa einem Te- 
lefonbuch, auf den Kopf ... 


Konntest du ihre Gesichter sehen? 

Zu keinem Zeitpunkt. Erst als ich die offizi- 
elle Erklärung unterschreiben sollte, konnte 
ich sie sehen. Dabei bedrohten sie mich die 
ganze Zeit und sagten mir, sie wären gerade 
dabei, meine Schwester Maria zu vergewal- 
tigen. Auch sie war verhaftet worden, eben- 
so meine Mutter. Der übelste Moment war, 


als sie eine Pistole zogen. Sie sagten, diese 
Pistole wäre von ETA bei mehreren Attenta- 
ten benutzt worden. Sie zwängten sie mir in 
die Hand, die ja auf dem Rücken gefesselt 
war, und sagten: „So, jetzt sind deine Ab- 
drücke drauf, jetzt bist du geliefert.“ 


Ging es in Madrid so weiter? 
Nein, nein. Dort fassten sie mich fast gar 
nicht an. Sie hatten ja auch schon gesehen, 
dass ich nichts sagen konnte. 


Weißt du, warum sie dich festgenommen ha- 
ben? 

Nein, ich weiß nicht, warum sie mich verfolgt 
haben. Ich bin independentista (1), ich bin in 
vielen Gruppen aktiv, aber mehr auch nicht. 


Welche Schlussfolgerungen hast du daraus 
gezogen? 

Zuallererst sehe ich die Notwendigkeit, ge- 
gen das Antiterrorismusgesetz zu kämpfen. 
Dieses erlaubt eine legale Entführung über 
fünf Tage hinweg. Du hast keine Möglichkeit, 
mit jemandem des Vertrauens zu sprechen, 
sie machen mit dir, was sie wollen, sie ma- 
chen dich als Mensch total fertig. Die einzi- 


ge Möglichkeit, die dir bleibt ist die, die Schlä- 
ge auszuhalten und die fünf Tage durchzu- 
stehen. Die zweite Folgerung daraus ist die, 
dass sich die Repressionskräfte seit dem Fran- 
quismus um nichts geändert haben. 


Hast du all das gelesen, was während deiner 
Festnahme über dich gesagt und geschrieben 
wurde? 
Ja, und ich fordere die JournalistInnen auf, 
über ihre Funktion in Fällen wie diesen zu 
reflektieren. Sie beschränkten sich darauf, die 
offizielle polizeiliche Version zu verbreiten, 
ohne sich im Klaren darüber zu sein, dass sie 
mit dem Leben der Festgenommenen und ih- 
rer Familien spielen. Ich hoffe, dass in Zu- 
kunft mehr darüber nachgedacht wird und 
dass das respektiert wird, was wir Un- 
schuldsvermutung nennen. Im Gegensatz zu 
allem, was sonst geschrieben wurde, will ich 
einem Artikel von Manuel Vazquez Montal- 
bán meinen Dank aussprechen, in dem er über 
seine erlebten Foltererlebnisse berichtete. 
(Übersetzung aus dem Katalanischen) 
C.LI.S, Collectiu d'Informació Internaciona- 
lista i Solidària, 27.5.01 
1 independentisme: katalanische, sozialistische Un- 
abhängigkeitsbewegung 
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Pepe Rei ist draußen 


‚Freiheit für den Chef 
der schwarzen Schafe 


< Wer schützt kritische Journalisten vor dem 
- Richter? Das ist die Frage die sich viele im 
< Baskenland stellen. Zum dritten Mal hat Pe- 
- pe Rei, Chef der baskischen Zeitschrift Ardi 
. Beltza, das Gefängnis verlassen. Der Vor- 
; wurf, Rei würde mit Ardi Beltza der ETA Zie- 
. le vorgeben, wurden vom Nationalen Ge- 
- richtshof verworfen. Der ist dem Antrag der 
: Verteidigung gefolgt, dass es dafür keine Be- 
_ weise gibt. Die Reportagen in Ardi Beltza 
seien Legitim und stünden in keinem Zu- 
` sammenhang mit terroristischen Akten, ur- 
_ teilten die Richter. 

Zum vierten Mal war Rei beschuldigt wor- 
. den, die baskische Separatistenorganisation 
. ETA zu unterstützen oder Mitglied zu sein. 
` Dies hatte der Ermittlungsrichter Baltasar 
_ Garzón zuletzt behauptet, obwohl er in den 
Fällen zuvor nicht einmal die Unterstützung 
. der ETA nachweisen konnte. Einer der drei 
Richter stimmte der Freilassung nur wegen 
der angegriffenen Gesundheit des Journali- 
sten zu. 

. Trotz der schweren Herzkrankheit, saß Rei 
. erneut fünf Monate unschuldig im Gefäng- 
nis. Zwei Mal wurde er mit Anzeichen für 
‚ einen Herzinfarkt ins Krankenhaus ge- 
bracht. Trotz bescheinigter Transpor- 
- tunfähigkeit wurde er zu Verhören vor Gar- 
. zón zitiert und sein Leben aufs Spiel gesetzt. 
-Ardi Beltza hat Garzón schon im April die 
Schließung angekündigt, sie aber bis heute 


nicht vollzogen. Trotzdem haben die Mitar- 
beiter von Ardi Beltza das Projekt beendet 
und ein neues Projekt gegründet. Kale Gor- 
ria (Rote Straße oder die Rausgeworfenen) 
wird aus Sicherheit vor dem Richter Gna- 
denlos im Exil, dem französischen Teil des 
Baskenlandes, erstellt. 

Rei ist erneut das Opfer einer massiven 
Medienkampagne geworden. Die spani- 
schen Medien, von vier Konzernen kontrol- 
liert, und einzelne Journalisten haben ihm 
seine Reportagen übel genommen. Darin 
und im Video „Journalisten - Das Geschäft 
mit der Lüge“, hat er die Verwicklungen zwi- 
schen Medien und derPolitik nachgewiesen, 
auch dass Journalisten mit dem spanischen 
Innenministerium zusammenarbeiten und 
gezielt Lügen über den baskischen Konflikt 
verbreiten. 

Garzön ist aber nicht arbeitslos. Am ver- 
gangenen Donnerstag haben die baskischen 
Zeitungen GARA und Egunkaria ein Inter- 
view mit ETA veröffentlicht, worauf der 
Staatsanwaltschaft Eduardo Fungairifo Er- 
mittlungen eingeleitet hat. Martxelo Ota- 
mendi, angeblich der Direktor von Gara, soll 
sich „terroristischer Drohung“ und der 
„Rechtfertigung terroristischer Handlun- 
gen“ schuldig gemacht haben. 

Peinlich und gleichzeitig entlarvend für 
die Arbeitsweise des Staatsanwalts ist, das 
Otamendi der Chef von Egunkaria ist. Der 
scheint das Interview nicht gelesen zu ha- 
ben, denn daraus geht hervor, das Otamen- 
di, Direktor von Egunkaria und Mertxe 
Aizpurua, Direktorin von GARA das Inter- 
view geführt haben. Nun ist, wie bei allen 
Fällen im Zusammenhang mit ETA, Garzón 
am Zug. Der hat sie zum Zeugenverhör vor- 


geladen. 

Für viele im Baskenland ist dies das Vor- 
spiel einer Kriminalisierung von GARA. Die 
Zeitung war 1998 entstanden, nach dem 
Garzón mit einer vorübergehenden 
Schließung die Zeitung Egin und das gleich- 
namige Radio wirtschaftlich ruiniert hat. 
Dem GARA versucht er die Schulden des 
Egin bei der Sozialversicherung aufzubür- 
den und ihn so in Not zu bringen. 

Gleichzeitig mit der Freilassung von Pepe 
Rei demonstrierten 40 Journalistenorgani- | 
sationen in Madrid für die Pressefreiheit. Da- _ 
bei bezogen sie sich nur auf die unsinnigen 
Anschläge von ETA gegen Journalisten. Von _ 
den Angriffen auf Journalisten, wie Pepe 
Rei, oder Medien im Baskenland war nichts ` 
zu hören. (Ralf Streck 


Pepe Rei (rechts) bei seiner letzten Ent- 
lassung essen 
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Oberstes Sondergericht in Madrid setzt Urteil wegen 


Haftunfähigkeit aus! 


Benjami Ramos Vega ist 
endlich raus! Wir freuen uns! 


Nach über 6 Jahren Knast kam Benjami am 
22.6.01 überraschend aus dem Knast. Ca. 80 
Leute empfingen ihn mit katalanischen, bas- 
kischen, kurdischen, okzitanischen, roten, li- 
la und schwarzen Fahnen, was Ausdruck des 
breiten internationalistischen, kommunisti- 
schen und anarchistischen Spektrums ist, das 
den Kampf um seine Freilassung unterstützt 
hat. 

Nachdem viele Leute z.T. über 7 Stunden 
in sengender Hitze gewartet hatten und die 
Knastb. ständig falsche Informationen streu- 
ten (heute werde das nichts mehr, wichtige 
Papiere seien noch nicht angekommen, etc.), 
kam er dann endlich um 20.35 aus 
dem Knast. Dort wurde er von seinen 
Angehörigen, die in die Halle rein- 
gingen, in der er auf seine Papiere 
und Sachen wartete, abgeholt. Am 
Tor warteten klatschend Freundin- 
nen und GenossInnen, und dann 
wollten unter dem Fotogeblitze der 
lokalen Presse die Umarmungen kein 
Ende nehmen. Benjami, der gesund- 
heitlich sichtlich angegriffen ist, 
schwenkte eine rote Fahne, nachdem 
sein erster Blick zum Himmel ging, 
und dann wurde er unter weiterem $ 
Klatschen und Rufen zum Auto be- {i 
gleitet. 

In den letzten Wochen hatte sich 
die Kampagne für die Freilassung 
noch einmal intensiviert. Die alar- 
mierenden Untersuchungsergebnisse vom 
April diesen Jahres veranlassten den Knast- 
arzt, der sich bisher immer gegen seine Frei- 
lassung aussprach, für eine Entlassung zu vo- 
tieren. Die Gefängnisleitung ordnete darauf- 
hin den „dritten Grad“ an, der die Voraus- 
setzung für die Freilassung auf Bewährung 
ist. Der Oberstaatsanwalt Kataloniens legte 
dagegen Einspruch ein, u.a. mit der Begrün- 
dung, Benjamis Gesundheitszustand sei nicht 
kritisch und die Tatsache, dass er „HIV-posi- 
tiv“ sei, würde seine Freilassung nicht recht- 
fertigen, da es viele Gefangene mit dieser 
Krankheit gäbe. Hiergegen legte nun Benjami 
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Widerspruch ein. Der nächste juristische 
Schritt war, dass der katalanische Haftauf- 
sichtsrichter Moncada Ariza innerhalb von 
drei Tagen über diese beiden Eingaben ent- 
scheiden musste. Dies hätte er spätestens am 
Montag, den 11. Juni machen und bekannt- 
geben müssen. Bis heute ist jedoch das Er- 
gebnis, falls es eines geben sollte, nicht be- 
kannt. Um dem Richter bei seiner Entschei- 
dung behilflich zu sein, wurde eine breite in- 
ternationale Faxaktion gestartet, in der der 
Fall Benjamis nochmals kurz dargestellt und 
dem Richter klargemacht wurde, dass er für 
das Leben Benjamis die Verantwortung trägt 


Ein langer Kampf um seine Freilassung führte zu einem wichtigen Erfolg. 
Solidarische Grüße nach Katalanien 


und dass es eine Öffentlichkeit gibt, die die 
Einhaltung der Garantien aufmerksam ver- 
folgt, die der spanische Staat bezüglich der 
Auslieferung Benjamis aus der BRD geben 
sollte. Zudem wurde am 15.6. eine Demo mit 
über 100 Leuten zum Büro des Staatsanwal- 
tes durchgeführt, und Benjamis Schwester 
und seine Anwältin haben mit Vertretern fast 
aller Parteien Kataloniens Gespräche geführt, 
um auf politischer Ebene etwas zu bewegen. 

Nachdem klar wurde, dass sich der Haftauf- 
sichtrichter weder gegen den Einspruch des 
Oberstaatsanwalts stellen, gleichzeitig aber 
auch den Widerspruch Benjamis dagegen 
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nicht ohne weiteres ablehnen wollte, wende- 
ten sich die Anwältinnen direkt an die Audi- 
encia Nacional (Sondergerichtshof) in Ma- 
drid. Dort wurde sofort eine Entscheidung für 
die vorläufige Freilassung Benjamis getrof- 
fen: Aufgrund seiner gesundheitlichen Ver- 
fassung wurde die Haftstrafe ausgesetzt, d.h. 
die Haft ist unterbrochen. Das könnte für Ben- 
jami bedeuten, dass er noch mal für ein Jahr 
in den Knast muss (damit hätte erseine Knast- 
strafe voll abgesessen), falls sich sein Ge- 
sundheitszustand wesentlich verbessern 
würde. 

Die Ablehnung des Oberstaatsanwalts, das 
Schweigen des Haftaufsichtsrichters, die Ver- 
zögerung seiner Freilassung durch die Knast- 
und Gerichtsbürokratie, all das sind Angrif- 
fe auf die Gesundheit und das Leben Ben- 
jamis. In den letzten Wochen wurde noch mal 
systematisch versucht, Benjami fertigzuma- 
chen, so dass er in aller Eile Widersprüche 
schreiben und wichtige Entscheidungen tref- 
fen musste, während er hohes Fieber hatte 
und krank war. Es ist bemerkenswert, dass die 
Entscheidung aus Madrid zu seinen Gunsten 
getroffen wurde, während 
sich katalanischer Staats- 
anwalt und Richter durch 
 zynische Attacken her- 
vortaten und das Leben 
: Benjamis aufs Spiel setz- 
ten. 

Die Entscheidung des 
Haftaufsichtrichters steht 
momentan noch aus, und 
falls dieser den Wider- 
spruch Benjamis akzep- 
tiert, dann wäre er zusätz- 
lich auf Bewährung 
draußen und wäre nicht 
mehr von Knast bedroht. 
Falls der Haftaufsichts- 

richter ablehnt, bleibt 

noch der Widerspruchs- 
weg vor der Audiencia Provinicial, die in ähn- 
lichen Fällen häufig zugunsten der Gefange- 
nen entschieden hat. Diese Prozedur ist je- 
doch langwierig. Wichtig ist jedoch im Mo- 
ment, dass Benjami endlich draußen ist und 
somit die Möglichkeit hat, sich gesundheit- 
lich zu erholen. Wir freuen uns riesig, dass er 
endlich raus ist und somit der Kampf um sei- 
ne Freilassung, an dem so viele Menschen be- 
teiligt waren, zum Erfolg geführt hat! 
Hoch die internationale Solidarität! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Freiheit jetzt! 

C.1.1.5. Barcelona, 23.6.01 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme* ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 545419 4. Redak- 
tionsschluss für Nr. 248: So, 22.7.2001 


